
Appell zum 70. Jahrestag des Volksaufstandes am 17. Juni 1953
Bundesvorstand der VOS wendet sich an die führenden Vertreter unseres Landes

Anlässlich des bevorstehenden
70. Jahrestages des Volks-
aufstandes vom Juni 1953
und der vielen Gedenkveran-
staltungen wandte sich der 
Bundesvorstand der VOS 
mit einem mahnenden Erin-
nerungsschreiben an folgen-
de Politiker der Bundesre-
publik Deutschlands: Der 
Bundespräsident, der Bun-
deskanzler, die Ministerprä-
sidentinnen und Minister-
präsidenten der Bundeslän-
der.
Vor 70 Jahren wurde deutsche Ge-
schichte geschrieben. Die vom 
kommunistischen SED-Regime und 
der sowjetischen Besatzungsmacht 
unterdrückte Bevölkerung in Mit-
teldeutschland erhob sich damals 
mit bloßen Händen nicht nur gegen 
unmenschliche Arbeitsnormen, 
sondern auch gegen das damalige 
stalinistische Unterdrückungssys-
tem und forderte letztendlich un-
missverständlich die Einheit 
Deutschlands. Der Aufstand wurde 
von der Roten Armee und den 
Schergen der DDR-Staatssicherheit 
blutig niedergeschlagen. 

Danach wütete die sozialistische 
Strafjustiz unter Justizministerin 
Hilde Benjamin. Sieben Todesur-
teile wurden ausgesprochen und 
vollstreckt, weit über 50 Men-
schenleben waren unter den Auf-
ständischen selbst zu beklagen.

Die vor 70 Jahren von mutigen 
Patrioten entzündete Flamme der 
Freiheit, der Selbstbestimmung und 

der Einheit Deutschlands ist danach 
nie ganz erloschen und entfaltete 
36 Jahre später, nämlich am 9. No-
vember 1989 mit dem Zusammen-
bruch der Berliner Mauer endlich 
ihre volle Strahlkraft. Hunderttau-
sende politische Häftlinge in den 
DDR-Haftanstalten, die Republik-
flüchtlinge und Ausreiseantragstel-
ler sowie letztendlich die Demonst-
ranten der Friedlichen Revolution 
von 1989 auf den Straßen von 
Leipzig, Dresden, Berlin, Plauen 
und anderswo haben durch ihren 
mutigen Kampf gegen die Unfrei-
heit den Weg zur Wiedervereini-
gung unseres Vaterlandes geebnet. 
Die Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus e.V. als älteste SED-
Opfer- und Widerstandsorganisati-
on, die beim Ministerium für 
Staatssicherheit unter dem Namen 
„Pest“ verfolgt und zersetzt werden 
sollte, fühlt sich angesichts dieses 
historischen Gedenktages berufen, 
an die führenden Repräsentanten 
und Politiker unseres Landes zu
appellieren, diesen herausragenden 
Tag der Deutschen Geschichte ge-
meinsam mit den noch lebenden 
Opfern des SED-Regimes in Würde 
und Dankbarkeit öffentlich zu be-
gehen. Denn dieser Tag bietet wie 
kein anderer den politisch Verant-
wortlichen die Gelegenheit, nicht 
nur die mutigen Kämpfer von einst 
zu würdigen, sondern auch zur kri-
tischen Selbstreflexion, ob insbe-
sondere nach der Wiedervereini-
gung der beiden deutschen Staaten 
wirklich alles getan wurde, das be-
gangene Unrecht gegenüber den 
SED-Opfern aus der Welt zu schaf-
fen und ihnen die zustehende ideel-

le und materielle Gerechtigkeit zu-
kommen zu lassen. Denn es besteht 
diesbezüglich nach wie vor ein 
großer Handlungsbedarf. Nach wie 
vor leben viele der ehemals Ver-
folgten der Zweiten Deutschen
Diktatur unterhalb der Armutsgren-
ze und sind auf Sozialleistungen 
angewiesen. Unser Verband hat vor 
der letzten Wahl zum Deutschen 
Bundestag Wahlprüfsteine an alle 
im Deutschen Bundestag vertrete-
nen Parteien versandt. 

Wäre dieser historische 70. Ge-
denktag an den Volksaufstand nicht 
die beste Gelegenheit, nichtgege-
bene Zusagen kritisch zu überprü-
fen und längst gegebene Verspre-
chen gegenüber den Opfern des 
SED-Regimes endlich einzulösen? 

Die Mitglieder und Repräsentan-
ten der VOS, aber auch der übrigen 
unter dem Dach der Union der Op-
ferverbände Kommunistischer Ge-
waltherrschaft (UOKG) organisier-
ten Opfer- und Flüchtlingsverbände 
werden diesem unseren 70. Ge-
denktag am kommenden 17. Juni 
mit hoher Erwartung entgegense-
hen. Bitte vergessen Sie angesichts 
der historischen Bedeutung dieses 
bevorstehenden Ereignisses nicht 
die letzten noch lebenden Patrioten 
und Kämpfer für das wiederverein-
te und demokratische Deutschland! 

Verstehen Sie unseren Appell als 
eine Botschaft an nachfolgende 
Generationen, dass sich ein Kampf 
für Freiheit und Gerechtigkeit für 
die Mutigen und Entschlossenen 
immer lohnt. 

Hugo Diederich
Felix Heinz Holtschke,

May-Britt Krüger
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Nächste Legislaturperiode weist durch Gedenktage auf die Opfer hin 
VOS Sachsen-Anhalt richtet vor der Wahl ein Schreiben an die Bundeskanzlerin und alle Parteien 

 

Rechtzeitig vor den Bundestagswahlen richtete der 
Landesvorstand der VOS Sachsen-Anhalt ein Schrei-
ben an die amtierende und voraussichtlich wieder ge-
wählte Bundeskanzlerin Angela Merkel, in dem auf die 
in den nächsten vier Jahren zu begehenden Gedenk- 
und Feiertage hingewiesen wird, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den SED-Opfern und den Wider-
ständlern gegen die Dikta-
tur stehen und die ohne de-
ren Einsatz und Opferbe-
reitschaft nicht möglich 
gewesen wären. Zugleich 
wird betont, dass bezüg-
lich der finanziellen und 
sozialen Versorgung der 
Opfer, von denen nun vie-
le das Rentenalter erreicht 
haben und unter den Haft- 
und Verfolgungsschäden 
leiden, enormer Nachhol-
bedarf besteht.  

Die aufgeführten Hin-
weise und Forderungen 
sind keineswegs neu, sie 
wurden oft genug ins Feld 
geführt. Nunmehr wurden 
sie von den sechs Bezirks-
gruppen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt ein weite-
res Mal präzisiert. So wird an anstehenden „runden“ 
Daten in 2014 des Mauerfalls vor 25 Jahren gedacht, 
ein Jahr darauf erleben wir den 25. Jahrestag der Wie-
dervereinigung und in 2017 wird es zehn Jahre her 
sein, dass die „Besondere Zuwendung für Opfer der 
DDR-Diktatur“ beschlossen und wirksam wurde.  

Im Hinblick auf diese Daten wenden sich die VOS-
Mitglieder insonderheit mit der Anregung an die Poli-
tiker aller (!) demokratischen Parteien, nicht nur schö-
ne Würdigungsreden zu halten, sondern die Bedingun-
gen zur Gewährung der „Besonderen Zuwendung“ zu 
verbessern. Dies beinhaltet den Ausgleich durch Infla-
tionsentwertung sowie die Abschaffung der Bedürftig-
keitsklausel und des Sechs-Monats-Limits. Ebenso gilt 

es, bessere Hinterbliebenen-Regelungen zu schaffen, 
indem Ehen und Partnerschaften, die nachweislich vor 
1989 bestanden, berücksichtig werden. Auch für die 
Zwangsausgesiedelten aus den Grenzgebieten wird 
bisher zu wenig getan. Dringende Verbesserungen sind 
bei der Anerkennung und Entschädigung von Haftfol-
geschäden erforderlich. Die Liste von abgelehnten An-

trägen ist lang. Sogenannte 
Gutachter oder Sozialrich-
ter, denen es an zeit- und 
situationsbezogenem Wis-
sen fehlt, maßen sich Ent-
scheidungen an, die für die 
Opfer fatal sind und diese 
regelrecht einschüchtern.  

Im Sande verlaufen ist 
nun das Thema Zwangsar-
beit in der Haft. Nachdem 
vorübergehend eine De-
batte geführt werden konn-
te, in der auch die Justiz-
ministerin auf die Seite der 
Opfer zu treten schien, 
verlautet mittlerweile kein 
Wörtchen mehr. Fakt ist, 
dass politische Häftlinge 
in den Zeiten des Kom-

munismus/Sozialismus im Strafvollzug niederste Ar-
beiten verrichten mussten, die zu gesundheitsschädi-
genden Folgen führten und durch die sie infolge skla-
venartiger Behandlung psychisch geschädigt wurden.  

Viele ehemalige politische Häftlinge aus SBZ und 
DDR haben zudem exemplarisch niedrige Renten, da 
sie infolge der Umstrukturierung der Rentenberech-
nung vor einigen Jahren deutlich benachteiligt wurden.  

Im Wahlkampf wurden viele Themen behandelt, vie-
les wurde angeregt, versprochen oder in Aussicht ge-
stellt. Jeder konnte Fragen stellen und erhielt (s)eine 
Antwort. Über die Opfer des SED-Regimes war so gut 
wie nichts zu finden. Das ist bedauerlich. Aber es muss 
nicht das letzte Wort sein. Erst wer als Politiker(in) 
nach der Wahl handelt, beweist echte Größe.        A.R.  

Berlin, März/April 2023 73. Jahrgang, Nr. 845/846



2

2 

Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter

Ich möchte als erstes in dieser 
Ausgabe auf die Einladungen zu 
den Gedenkveranstaltungen zum 
17. Juni eingehen. Das Datum fällt 
auf einen Samstag, es ist der 70. 
Jahrestag. Es ist demnach mehr als 
eine Vorahnung, wenn ich sage, da 
wird viel los sein. Es ist unser 
Verband, der mehrere größere Fei-
ern (mit)organisiert, zu denen
wichtige Politiker, Medien und 
Gäste erscheinen werden. Ich habe 
vor der Veröffentlichung dieser 
Ausgabe bereits darauf hingewie-
sen, dass die Terminankündigun-
gen rechtzeitig an die Bundesge-
schäftsstelle oder direkt an die Re-
daktion gegeben werden sollten. 
Das ist nicht von allen geschehen. 
Meist nicht aus fehlendem Willen, 
sondern weil noch keine genauen 
Angaben abrufbar waren. Inwie-
weit wir in der Ausgabe Mai / Juni 
noch genügend zeitlichen Vorlauf 
haben, bleibt abzuwarten. Meine 
Bitte an die Mitglieder wäre daher, 
sich in Eigeninitiative an die 
Gruppenvorsitzenden zu wenden, 
um entsprechende Informationen 
zu erhalten. Schade wäre es, wenn 
jemand durch eine unzureichende 
Abstimmung die Teilnahme am 
Gedenken und vielleicht das Ge-
spräch mit einem Politiker ver-
passt. Zu sagen gibt es eine Men-
ge; und dies betrifft nicht nur die 
Vergangenheit, sondern auch die 
Zukunft. Der Gedenktag ist eine 
Gelegenheit, einen Brief an die 
Vertreter der Politik abzugeben 
oder ein Plakat aufzustellen, um 
die Aufmerksamkeit von Presse 
und Fernsehen zu gewinnen. Si-
cherlich kann man, sollte man ei-
nen Ratschlag brauchen, sich dies-
bezüglich an den Bundesvorstand 
wenden.

Es geht darum, auf die Bedeu-
tung dieses geschichtlich wichti-
gen Datums hinzuweisen und die 
Rolle der ehemaligen politischen 
Häftlinge hervorzuheben. Mehrere 
Aktivisten des Volksaufstandes 
wurden hingerichtet, jene, die man 
zu fassen kriegte, wurden inhaf-
tiert. Ein großer Teil der Verurteil-
ten floh nach der Haftentlassung in 
den Westen. Natürlich, die Initiato-
ren und alle aktiv Beteiligten leben 
nicht mehr. Aber wir als nachfol-
gende Generationen, die inzwi-
schen auch schon große Lücken zu 

beklagen haben, haben das Erbe 
fließend angetreten. Wir haben den 
Tag immer hervorgehoben, wir 
sind in jedem Jahr an den Gedenk-
stätten gewesen und haben öffent-
lich appelliert, den 17. Juni wieder 
als arbeitsfreien nationalen Ge-
denktag auszurufen, damit die 
Menschen im Land innehalten und 
über den Wert der Demokratie, die 
mehr und mehr als lästige Selbst-
verständlichkeit betrachtet und lei-
der auch bekämpft wird, zu reden.

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs  
Dieser Tag ist unser Tag, wir sind 
nicht nur die Opfer der Diktatur,
sondern wir haben durch den Mut, 
mit dem wir uns – egal in welcher 
Form und selbst in bitteren Phasen 
von Angst, Schwäche und Ver-
zweiflung – gegen das Unrechtsre-
gime gestellt, das dieses Land ge-
teilt und mit einer vom Volk nicht 
legitimierten Regierung unter-
drückt hat, gestellt. Wir sind die
letzte lebende Generation des Wi-
derstands gegen die SED- Dikta-
tur. Als deren Zeitzeugen nehmen 
wir das Recht für uns in Anspruch, 
gemeinsam mit vielen anderen auf-
rechten Menschen (wozu ich auch 
die Aktivisten der Bürgerrechts-
bewegung und nicht wenige muti-
ge Politiker der Bundesrepublik 
zähle) in beiden Teilen unseres 
Jahrzehnte lang geteilten Landes, 
dieses Datum als gemeinsamen 
Gedenktag zur Wiedervereinigung 
zu begehen. Unser Bekenntnis 
heißt: Nie wieder eine Diktatur –
egal aus welcher Richtung – in
Deutschland zuzulassen, nie wie-
der ein geteiltes Land sein. Darum 
ist es wichtig, dass wir im Juni die-
ses Jahres an allen Plätzen und in
allen politischen und gesellschaft-
lichen Gremien auf die ehrenvolle
Pflicht zum Gedenken hinweisen. 

Erwähnenswert ist dabei: Zu ei-
nem kontinuierlichen Umgang mit 
dem Gedenken gehören auch Fahr-
ten für Schulklassen zu den histo-
rischen Stätten, die in Begleitung 
von Zeitzeugen stattfinden sollten.
In den Alten Bundesländern wird
von dieser Möglichkeit noch viel 
zu wenig Gebrauch gemacht. Es 

mag an den Entfernungen nach 
Berlin, Dresden oder Erfurt liegen, 
sollte aber unbedingt thematisiert 
werden. Inzwischen gibt es in den 
Neuen Bundesländern Anordnun-
gen, denen zufolge Schulen ver-
pflichtet sind, mit den oberen Jahr-
gängen mindestens eine solche 
Fahrt im letzten oder vorletzten 
Schuljahr durchzuführen. Dies 
wird auch dort nicht komplett er-
reicht. Dennoch bleibt die Zielstel-
lung bestehen. Auskunft dazu kann 
das Forum zur Aufarbeitung der 
DDR-Diktatur mit Sitz in Potsdam 
geben, das sich in vielen Belangen 
für das Gedenken und den Schutz 
der Demokratie in Deutschland 
einsetzt. Durch das Forum wird am 
17. Juni – wie in den Vorjahren 
auch – zu einer Gedenkveranstal-
tung in Griebnitzsee eingeladen.

Für uns als letzte Generation des 
einstigen Widerstands ist der Tag 
der Deutschen Einheit noch einmal 
eine Gelegenheit, auf unsere per-
sönliche Situation hinzuweisen. 
Wir sind fast alle im Ruhestand, 
wir sind auf die Rente angewiesen, 
die mit dem Voranschreiten der In-
flation immer mehr Betroffene zu 
sozialen Notfällen macht. Wir 
können nicht streiken, und die 
meisten von uns sind nicht mehr in 
der Lage, zwecks Aufbesserung 
des Einkommens einen Nebenjob 
anzunehmen. Wer es über sich 
bringt, geht zum Sozialamt oder 
versucht es mit einem ärztlichen 
Attest. Es ist das, was sich eigent-
lich keiner antun will. Die Forde-
rung nach einer höheren Opferren-
te bleibt weiter bestehen. Inzwi-
schen liegt ein Positionspapier der 
SPD vor. Die Inhalte des Papiers
sind in dieser Ausgabe klar kom-
mentiert. Die Ereignisse des 
Volksaufstandes und die vielen 
schicksalsschweren nachfolgenden
Repressalien zeigen deutlich, wer 
gelitten hat, wie und warum. Es 
sind seit Jahren große Worte ge-
macht worden, diesmal sicherlich 
auch. Aber niemand will davon 
sprechen, was uns die Politik bis 
heute schuldig geblieben ist: Ein-
fach eine gesicherte Existenz unse-
rer letzten Lebensjahre. Bitte ge-
ben Sie, gebt ihr das den Politikern 
am 17. Juni mit auf den Weg. 

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter-Kariger
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Hobby-Historiker mit eigenen Initiativen 
Der Freikauf des Ingenieurs Hans Möhring 18
Über Kampflieder und Staatsgründungen
Nachträge zur vorigen Fg-Ausgabe 18
Die Reihen der SED-Oberen lichten sich
Zum Tode des ehemaligen PDS- Bundestags-
abgeordneten Hans Modrow 18
Die letzten Jahre waren für uns nicht leicht. 
Die kommenden werden es auch nicht sein
Veranstaltung zum 17. Juni in Mainz muss lei-
der verschoben werden 19

Briefe      6, 12
Nachrufe 19
Impressum, Veranstaltungen            20

Spendenbereitschaft hilft uns allen:
Martina und Uwe Rutkowski, Annemarie Verena Della 
Bella, Ingrid Arena, Gerald Naumann, Helmut Meng, 
Waltraud Ewert, Hans Stein, Jürgen Wolf, Gunter 
Schramm, Christa und Bernd Pieper, Manfred Stecher, 
Thomas Hainich, Dr. Ingrid Schmidt, Brigitte Voelkel, 
Jürgen Kurt Wenzel, Maria und Reinhard Walther, 
Bruno Niedzwetzki, May-Britt Krüger, Herbert Thomas, 
Friderun und Egon Seel, Hans-Joachim Sorge, Dr. Peter-
Joachim Lapp, Martin Pescheck, Annemarie Krause, 
Jürgen Weisbach, Johann Leeb, Herbert Steinert, Reiner 
Miserocchi, Erwin Kujadt, Gerold Müller, Erika Her-
bricht, Fritz Schaarschmidt, Ruth Zabel, Joachim Nitsch, 
Lothar Ech, Karl-Günter Wehling, Peter Schlegel, Silvio 
Lemke, Hans Winkelmann, Rolf Paul Unger
Danke allen, die auch weiterhin großzügig
für das Weiterbestehen unseres Verbandes 
gespendet haben. 

Auch in dieser Ausgabe erreichte uns der Entwurf für 
eine Sondermarke zur 70-jährigen Wiederkehr des 
Volksaufstandes vom Juni 1953. Der Dank für dieses 
sehenswerte Motiv geht an das Ehepaar Erika und 
Manfred Wiese.

Hinweis: Die Einladungen zu den Gedenkveranstal-
tungen zum 17. Juni befinden sich (verteilt) im Innen-
teil diese Freiheitsglocke-Ausgabe. 
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Die Probleme der Opfer anpacken und die Lücken schließen
Die SPD-Fraktion legt ein umfassendes Positionspapier vor, um weitere Verbesserungen für ehe-
malige politische Häftlinge und weitere Opfer der SED-Diktatur zu unterstützen
Am 28. Februar 2023 gab die SPD 
als federführende Regierungspartei 
ein Positionspapier heraus, in dem 
sie sich mit der Situation der Opfer 
der SED-Diktatur befasst und meh-
rere wesentliche Verbesserungen 
für die Betroffenen ankündigt. Da-
zu heißt es einleitend: „Wir wollen 
Betroffene von Zwangsaussied-
lung, von ‚Zersetzungsmaßnah-
men‘ außerhalb des Gebiets der 
DDR und Opfer von staatlich or-
ganisiertem Doping im Spitzen-
sport in den Katalog der Opfer-
gruppen aufnehmen. Wir wollen 
die Opferrente dynamisieren, die 
Verfolgungszeit bei beruflich Ver-
folgten verkürzen und die Bedürf-
tigkeitsgrenze sowie die Absen-
kung der Ausgleichzahlungen beim 
Renteneintritt abschaffen. Außer-
dem wollen wir ein Zweitantrags-
recht für Menschen verankern, die 
bisher von Verbesserungen der ge-
setzlichen Lage nicht profitieren 
können, und eine effektive Rege-
lung für die Anerkennung von ge-
sundheitlichen Folgeschäden ein-
führen.“ 

Mit der Aufzählung der Vorha-
ben wären zweifellos wesentliche 
Lücken geschlossen, die in der 
Versorgung der bisher nicht be-
rücksichtigten Opferkategorien an-
gemahnt wurden. Die Freiheitsglo-
cke hat oft genug auf Inhaftierun-
gen deutscher Bürger im sozialisti-
schen Ausland hingewiesen und 
Beispiele von Verhaftungen in Un-
garn, Bulgarien oder der CSSR 
aufgeführt und unmissverständlich 
die Frage gestellt, warum die Be-
troffenen nicht mit den Opfern des 
MfS bzw. der DDR-Justiz gleich-
gestellt werden. 

Vielversprechend, wenn auch 
unklar wird im Positionspapier die
Frage zur weiteren Gestaltung der 
Besonderen Zuwendung behandelt.
Es heißt, die Opferrente solle dy-
namisiert werden und „eine Form 
einer automatischen Anpassung an 
die volkswirtschaftliche Lage, bei-
spielsweise durch einen Inflations-
ausgleich“ erfolgen. Inwieweit zu-
nächst eine deutliche Erhöhung der 
monatlichen Zahlung vorgesehen 
ist, wird jedoch nicht beschrieben. 
Durch die Freiheitsglocke bzw. die 

VOS wurde im vorigen Jahr mit 
der „Initiative 800“ eine ungefähre 
Zielstellung vorgegeben. Dass man 
sich zu einer derart großzügigen 
Erhöhung in einem Schritt ent-
schließt, bedarf sicher weiterer Ge-
spräche, in denen dann auch der-
zeit noch hinderliche juristische 
Hürden genommen und finanzielle 
Planungen berücksichtigt werden 
müssten. Es wäre jedoch ein gang-
barer Weg, zumal man – wie bei 
Verhandlungen zwischen Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern üblich 
– Stufenpläne zur Aufstockung 
und Dynamisierung über mehrere 
Zeitabschnitte vereinbaren könnte. 

„Wir wollen einen Konsens 
über die oben ausgeführten 
Anpassungen auf Fachebene 
herbeiführen und anschlie-
ßend in Form einer Frakti-
onsinitiative, möglicherweise 
auch in Kooperation mit wei-
teren demokratischen Frakti-
onen des Bundestages, umset-
zen. Die gesetzliche Veranke-
rung erfolgt dann im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel.“

Aus dem Positionspapier der 
SPD vom 28. Februar 2023

Als wunder Punkt im Umgang mit 
den Opfern wird klar und deutlich 
die Anerkennung von Schäden der 
Gesundheit erkannt. Dazu heißt es 
im Positionspapier der SPD ganz 
richtig: „Das zentral verbindende 
Element besteht darin, dass alle
schwerwiegende Traumata erlitten 
haben und bis heute wesentliche 
(gesundheitliche, soziale und fi-
nanzielle) Auswirkungen als Folge 
erleben.“ Eine solche Feststellung
stimmt mit den Erfahrungen der
meisten Betroffenen überein, sind 
es doch die Haftfolgen, die teils 
erst nach Jahrzehnten als solche
erkennbar werden. Offen bleibt die 
Rolle der Gutachter. Diese ent-
scheiden über die Anerkennung
von Schäden an der Gesundheit 
und kommen nicht unbedingt zu 
einem Ergebnis im Sinne des An-
tragstellers. In dem Papier heißt es 
hierzu: „Anträge werden nur in et-

wa zehn Prozent der Fälle bewil-
ligt, weil die Kausalität nicht be-
legbar ist.“ Es ist allerdings weni-
ger die fehlende Kausalität, son-
dern die mangelnde Kenntnis der 
Gutachter. Ohne deren allgemeine 
fachliche Ausbildung in Frage stel-
len zu wollen, sollte man jeweils 
prüfen, inwieweit sie über Kennt-
nisse zur politischen Haft in der 
SED-Diktatur verfügen. Vor allem 
in den Alten Bundesländern fehlt 
den Gutachtern der Zugang zu den 
Verhältnissen im Stasi-System und 
im sozialistischen Strafvollzug.
Leider gibt es genügend hochquali-
fizierte Psychologen und Psychia-
ter, die keine Gedenkstätte von in-
nen gesehen und keine Häftlings-
biografie gelesen haben. Fakt ist: 
Haftschäden sind weder angebore-
ne psychische Erkrankungen noch 
ursprungen sie in Unfällen. Sie 
sind in der Haft bewusst und ge-
zielt durch das Organ MfS herbei-
geführt worden, um freiheitssu-
chende Bürgerinnen und Bürger 
auf immer hochgradig zu zermür-
ben und sie auf Lebenszeit zu Op-
fern zu machen. Dieses Ziel ist bei 
allen ehemaligen politischen Häft-
lingen erreicht worden, und es gibt 
nur wenige, bei denen sich das
dauerhafte Nachwirken der Haft-
methoden behandeln oder beseiti-
gen lässt. Hinzu kommt, dass die 
Zahl von mehreren tausend ehema-
ligen politischen Häftlingen einer 
zu geringen Anzahl von Gutach-
tern gegenüber steht. Oft genug 
wurde in der Freiheitsglocke da-
rauf hingewiesen. 

In den Alten Bundesländern ist es
vor allem abseits der Großstädte 
zudem schwierig, überhaupt erst an 
zuständige Behörden zu gelangen.
Eine Möglichkeit wäre, die Rolle 
der Hausärzte zu stärken. Diese 
kennen ihre Patienten oft sehr lan-
ge und können ein sicheres Urteil 
über den gesundheitlichen Zustand 
abgeben. Der Patient selbst unter-
liegt gegenüber dem Hausarzt zu-
dem nicht der Anspannung, die vor 
einem Gutachter meist unvermeid-
bar ist. 

Eine andere Hürde ist die Forma-
lität der Antragstellung. 

nächste Seite oben
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von voriger Seite
Jemand, die oder der eine Erkran-
kung durch die Haft offenlegen 
möchte, steht bereits bei der An-
tragstellung vor einem Problem. 
Genau genommen gibt es nieman-
den, die oder der mehrere Monate 
Stasi-Haft und erdrückende Ver-
nehmungen hinter sich hat, der da-
von psychisch, oft auch körperlich 
nicht schwer belastet ist. 

Die Angst, die vom MfS und spä-
ter im Vollzug vom Wachpersonal 
und den Mitgefangenen einmal in 
die Seele eines Häftlings gepresst 
wurde, wird man nicht mehr los. 
Es wäre also zweckmäßig, die im 
Positionspapier angedachten Maß-
nahmen hinsichtlich der Anerken-
nung von haftbedingten Gesund-
heitsschäden noch einmal mit den 
Gegebenheiten der Praxis abzu-
gleichen und die Vorgehensweise 
zu vereinfachen. Das Positionspa-
pier geht (wie oben zitiert) von ei-
ner grundsätzlichen Schädigung 
bei allen Betroffenen aus. Somit 
wäre es nahe-
liegend, eine 
pauschale 
Entschädi-
gung für alle 
Betroffenen 
anzusetzen. 
Auch hier 
würde der 
einfachste 
Weg über die 
Erhöhung der 
Opferrente 
führen.

Hervorzuheben ist die im Positi-
onspapier aufgeführte Bereitschaft, 
die Kürzung bzw. einen komplet-
ten Ausschluss von der Opferrente 
aufgrund des Einkommens (Be-
dürftigkeitsklausel) abzuschaffen. 
Damit würde die jährliche Prüfung 
unter Vorlage aller persönlichen 
Daten entfallen. Wie bereits mehr-
fach in der Freiheitsglocke berich-
tet und wie auch im Positionspa-
pier der SPD festgehalten, ist die 
Offenlegung von persönlichen Da-
ten für die Betroffenen unange-
nehm. Sie widerspricht zudem dem 
ansonsten in allen Verwaltungs-
vorgängen detailliert vorgegebenen 
Auflagen zum Datenschutz. 

Weiterhin widmet sich das Papier 
dem Rentenanspruch ehemaliger 
politischer Häftlinge. Hier ist vie-
len Betroffenen nicht klar, auf wel-

che Weise und in welchen Zeit-
räumen sie benachteiligt sind. Es 
heißt auf Seite 4 der 5-seitigen 
Analyse: „Aktuell werden die mo-
natlichen Zahlungen nach dem be-
ruflichen Rehabilitierungsgesetz 
mit dem Renteneintritt automatisch 
von 240 auf 180 Euro abgesenkt.
Diese Regelung ist in der Vergan-
genheit eingeführt worden, weil 
man annahm, dass Betroffene den 
Weg in ein geregeltes Berufsleben 
finden und deshalb auch eine aus-
kömmliche Rente erhalten würden.
Selbst abseits des gesamtgesell-
schaftlichen Themas der Altersar-
mut wird deutlich, dass die ge-
sammelten Rentenpunkte bei gro-
ßen Teilen der betroffenen Perso-
nen kaum eine zum Leben ausrei-
chende Rente bringen. Die bisher 
gültige Absenkung der Unterstüt-
zungsleistungen beim Rentenein-
tritt wollen wir daher korrigieren 
und die Zahlungen auf konstantem 
Niveau belassen. Da schon ein 
mehrmonatiger Arbeitsplatzverlust 

oder eine kurz-
zeitige Haft für 
die Betroffenen 
weitreichende 
Folgen in ihrer
Erwerbsbiogra-
fie hatten, ohne 
dass die gesetz-
lich vorgesehe-
ne Verfol-
gungszeit von 
drei Jahren als 
Zugangsvo-
raussetzung

zum Erhalt von Leistungen erreicht 
ist, müssen wir eine Verkürzung 
der Verfolgungszeit prüfen.“ 

Sollte diese Maßnahme wirklich 
zum Tragen kommen, wäre (sehr) 
vielen Betroffenen geholfen. Eine 
Aufstockung um ein Viertel der 
Rentenpunkte, egal um welche 
Zeitspanne es sich handelt, wäre 
ein wirksamer Schritt. Es wäre 
auch ein gerechterer Ausgleich als 
ein Härtefonds, der eine reine So-
zialmaßnahme ist. Allerdings 
bleibt hier die Frage, ob ein ent-
sprechendes Gesetz rückwirkend 
angewendet werden kann. In den 
Jahrzehnten nach der Wiederverei-
nigung sind viele tausend Be-
troffene in den Ruhestand gewech-
selt. An ihnen würde eine Stich-
tagsregelung vorbeigehen. Eine 
Gleichbehandlung wäre erst gege-

ben, wenn man sie nachträglich in 
diese Regelung einbezöge. Die der-
zeitige Altersstruktur der noch le-
benden Betroffenen wird ebenfalls 
im Positionspapier in einem Ring-
diagramm ausgewiesen. Demnach 
hat die Altersgruppe zwischen 60 
und 80 Jahren unter den SED-
Opfern den Hauptanteil inne. Es 
sind die Geburtenjahrgänge von 
1945 bis 1965, die die DDR, den 
Mauerfall und manchen Kampf für 
eine bessere Entschädigung erlebt 
haben. Sie haben besonders stark 
unter der Diktatur gelitten; aber sie 
sind es vornehmlich, die den Zu-
sammenbruch herbeigeführt haben.
Auch ihre Zahl dürfte in Bälde ab-
nehmen. Es wäre angemessen, den 
Opfern kurzfristig durch weitere 
Maßnahmen zu helfen. Wir haben
gesehen, die Ampelkoalition hat bei 
einigen wirklich wichtigen politi-
schen Problemen auf globaler und 
auf Bundesebene lange für die not-
wendigen Entscheidungen ge-
braucht. Es hat sich gezeigt, dass 
Bedächtigkeit nicht zu Fehlschlüs-
sen führen muss. Im Gegenteil, 
Deutschland hat seinen guten Stand 
in der Weltpolitik behalten.

Mit weiteren Verbesserungen für 
ehemalige politische Häftlinge wä-
re auch innenpolitisch weitere Ak-
zeptanz zu gewinnen. Die SPD hat 
mit dem Positionspapier gezeigt, 
dass sie handeln kann und sicher-
lich auch will. Es wäre mehr als 
eine Geste, wenn Bündnis 90 / 
Grüne und FDP nachziehen. 

ARK

Die Abbildung zeigt die für das
Positionspapier erarbeitete Alters-
struktur der Betroffenen. Sie trifft 
folgende Aussage: 
3 % unter 50 Jahre 
6 % über 80 Jahre 
37 % zwischen 60 und 70 Jahre
25 % zwischen 50 und 60 Jahre 
29 % zwischen 70 und 80 Jahre. 

Der VOS-Bundesvorstand dankt 
der SPD für die vorgelegte Initiati-
ve zur Verbesserung der Lage der 
SED-Opfer. Wir bieten an, ge-
meinsam mit der Opferbeauftrag-
ten und den weiteren Regierungs-
parteien Gespräche zu führen.

Hugo Diederich

Bitte Seite 6 beachten: Mögliche 
Krankheitssymptome, die aus der 
Haft resultieren könnten.
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Späte, aber häufig auftretende 
gesundheitliche Haftschäden

Worunter wir leiden, was uns das (Über)Leben 
und den Alltag immer schwerer macht

Im Positionspapier der SPD (Seite 4 und 5 dieser Aus-
gabe) wird gefordert, die Kausalität zwischen einem 
Krankheitssymptom und der Haft aufzuheben. Bisher 
war es so, dass man bei der Geltendmachung von Ge-
sundheitsschäden den Nachweis erbringen sollte, dass 
diese aus der Haft herrühren. Dies soll laut SPD-
Konzeption nicht mehr gelten. Konkret heißt das, tre-
ten Gesundheitsschäden auf, die möglicherweise ihren 
Ursprung in der Haft haben, muss die Herkunft nicht 
mehr nachgewiesen werden. Damit wäre die vormals 
zermürbende Auseinandersetzung um die Anerken-
nung der Haftfolgen nicht mehr gültig. Man darf hof-
fen, dass die Ämter, Gutachter und Gerichte dieser 
Verfahrensweise, sollte sie in kraft treten, folgen. 

Das Positionspapier nennt in diesem Zusammenhang 
Erscheinungsformen gesundheitlicher Beeinträchti-
gung: „Ein anschauliches Beispiel dafür (gemeint sind 
die Haftfolgen – d. Red.) sind Panikattacken in engen 
Räumen oder in einem Umfeld von dicht gedrängten 
Menschen als Resultat der Hafterfahrung. Für diese 
Menschen ist es nicht möglich, in engen Wohnungen
zu leben oder den öffentlichen Nahverkehr zu nutzen.“ 

Aus Jahrzehnte langen Gesprächen mit Betroffenen 
sowie aus deren schriftlichen Erinnerungen wissen wir 
um viele andere Krankheiten und deren Symptome:

- Schlaflosigkeit
- Schweißausbrüche
- Schüttelfrost
- Kopfschmerz/Migräne
- dauerhafte Angstzustände
- Depressionen
- Weinkrämpfe
- Begegnungsängste
- Berührungsängste
- Gereiztheit
- Wutausbrüche
- Erinnerungslücken
- Konzentrationsschwäche
- Sprachstörungen
- Lähmungserscheinungen
- Suchterscheinungen (Alkohol, Süßigkeiten, 

Fernsehserien, Internet)
- Gliederschmerzen
- Magen/Darmproblem
- Zahnverlust, Paradentose
- Platzangst (Aufzüge, enge Räume)

Es gibt, seit politische Häftlinge aus der DDR in den 
Westen gelangten, immer wieder medizinische und 
psychologische Studien oder sogenannte Wegweiser,
die sich mit den Spätfolgen der Haft befassen. Vorste-
hend sind nur einige genannt. Die Freiheitsglocke ist 
gern bereit, weitere Symptome und Erkrankungen wie 
auch über Erkenntnisse von ehemaligen politischen 
Häftlingen aus dem heutigen Alltag aufzuführen. Auch 
der Austausch von Erfahrungen mit Ämtern und Gut-
achtern wäre ein Weg der gegenseitigen Unterstüt-
zung. Valerie Bosse

l e s e r b r i e f e

Das haben wir nicht verdient. 
Oder etwa doch?

„Biologische Lösung“ als Kalkül?
Das Thema Zwangsarbeit ist in der Freiheitsglocke 

immer wieder präsent. Im Sommer 2000 organisierte 
die Union der Opferverbände (UOKG) hierzu in der 
Gedenkstätte bzw. im Menschenrechtszentrum Cottbus 
ein Tribunal über die Haftzwangsarbeit in den Gefäng-
nissen der DDR. Neben den Zeitzeugen war die Jury 
des Tribunals international besetzt. Nach Ablauf der 
Anhörung der Zeitzeugen, die aus dem ganzen Bun-
desgebiet anreisten, stand fest, dass es in den Gefäng-
nissen der DDR tatsächlich Zwangsarbeit gab. Die 
Auswertung wurde im gleichen Jahr ebenso dem Deut-
schen Bundestag übergeben. 

In den letzten beiden Jahren wurde das Thema auch 
wieder von den Medien (ZDF, MDR etc.) aufgegrif-
fen. Die SED-Opferbeauftragte beim Deutschen Bun-
destag, Evelyn Zupke wird hoffentlich auch nicht mü-
de, dieses leidige Thema bei den im Bundestag vertre-
tenen Parteien anzustoßen. 

Wie allgemein bekannt, hat bisher lediglich IKEA 
signalisiert, sich an einer Entschädigung (als Spende –
d. Red.) zu beteiligen. Die Haftzwangsarbeit konnte 
ebenso durch einen Forschungsauftrag bei der Deut-
schen Bahn – bedingt durch die Deutsche Reichsbahn 
– bestätigt werden. Außer einer Entschuldigung vom
damaligen Bahnchef Grube passierte nicht viel.

Seit Jahren nun arbeitet die UOKG an Möglichkei-
ten, hier endlich einen Anschluss zu finden. Wie lange 
und welche Forschungen und Gespräche sind weiter-
hin erforderlich um eine finanzielle Entschädigung zu 
erhalten? Will man wirklich so lange warten, bis kei-
ner mehr von uns am Leben ist und die viel zitierte bi-
ologische Lösung eintritt?

Das haben wir nicht verdient. Oder etwa doch? 
Ich möchte im Namen vieler darum bitten, dass die 

Bundesbeauftragte für die SED-Opfer gemeinsam mit 
dem Bundesvorstand der VOS noch in diesem Jahr ei-
ne zufriedenstellende Lösung findet.

Michael Teupel VOS-Mitglied

Zahl der Wartenden nimmt ab
Schnelles Handeln wäre jetzt angebracht
Wir befinden uns nun schon im Februar 2023, man 

sieht, ein Jahr geht schnell vorbei. In Kürze müssen 
wir die Frage stellen: Was ist aus dem Bericht der Op-
ferbeauftragten geworden? Im Juni vergangenen Jahres 
wurde er an einige Stellen und Instanzen übergeben. In 
welchen Schubladen schlummert er nun? Braucht man 
wirklich so viele Monate, um auf die angekündigten 
Versprechungen zurückzukommen?

Ist es sehr vermessen zu fragen, wie geht es nun wei-
ter und wann?

Wir werden nicht jünger, und die Zahl der Warten-
den nimmt rapide ab. Es wäre schön, wenn für die 
hochbetagten Überlebenden auch noch etwas getan 
werden könnte. Und bitte keine „sozialen Almosen“. 

Karl-Heinz Genath, 95 Jahre
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„Wie menschenverachtend das war.“ Wie die Auswirkungen der SED-
Diktatur über Generationen hinweg spürbar sind

Der sächsische Landesver-
band der VOS hat einen wei-
teren Band seiner Schriften-
reihe „Erinnerungen an poli-
tische Gefangenschaft“ her-
ausgegeben. Das Buch wird 
am 29. April 2023 beim Bür-
gerkomitee Leipzig mit einer 
Lesung und einem Zeit-
zeugengespräch präsentiert.
Seit 2014 dokumentieren wir die 
Haftschicksale von Kameradinnen 
und Kameraden der VOS. Mehr als 
40 Biografien können seither in 
unserer Schriftenreihe und auf un-
serer Website nachgelesen werden.
Unter dem Titel „Wie menschen-
verachtend das war.“ liegt nun der 
neunte Band der Biografien-
Sammlung vor. Auf insgesamt 148 
Seiten, die mit zahlreichen Abbil-
dungen ergänzt sind, lassen sich 
die Lebensgeschichten von vier 

Menschen nachvollziehen, die po-
litische Gefangenschaft unter dem 
kommunistischen Regime im Zeit-
raum 1945 bis 1989 erlitten.
Mit Manfred Zehl und Rudolf 
Schwarze zeichnen wir erstmalig 
die Biografien von zwei verstorbe-

nen Kameraden nach. Ihre Lebens-
läufe wurden durch die Unterstüt-
zung der Angehörigen – Manfred 
Zehls Sohn Harald und Rudolf 
Schwarzes Enkeltochter Dr. Steffi 
Lehmann – rekonstruiert. So ge-
lang es, die Erfahrungen und Er-
lebnisse der beiden Zeitzeugen 
auch im familiären Zusammenhang 
zu betrachten. Die Porträts von El-
ke Schlegel und Reiner Miserocchi 
erzählen von der systemsprengen-
den Kraft der Ausreisebewegung 
aus der DDR – und von dem im-
mens hohen Preis, den Antragstel-
ler für ihre politische und persönli-
che Freiheit zahlen mussten.

Wir laden Sie zur Lesung 
mit Zeitzeugengespräch am 
29. April 2023 um 13 Uhr in 
der Runden Ecke Leipzig ein
Der Bundesvorsitzende der VOS, 
Hugo Diederich, hat ein Vorwort 

zum aktuellen Band beige-
tragen. Nicht zuletzt seine 
Rückmeldung zeigt uns, 
dass wir mit unserem Zeit-
zeugenprojekt einen wichti-
gen Beitrag zur Erinne-
rungsarbeit und zur Aufar-
beitung der geschichtlichen 
Vergangenheit leisten, der 
von der Öffentlichkeit 
dankbar angenommen wird.
Am 29. April 2023 um 13 
Uhr werden wir im Rahmen 
des Buchmesse-Programms 
„Leipzig liest“ beim Bür-
gerkomitee Leipzig (Kinos-
aal der Runden Ecke, Dit-
trichring 24, 04109 Leipzig)
unseren neuen Band mit ei-
ner Lesung und einem Zeit-
zeugengespräch präsentie-

ren. Eine Tradition, die schon seit 
Jahren besteht, und ein Anlass, zu 
dem wir alle Interessierten herzlich 
einladen möchten! Der Eintritt ist 
frei. Die Autorin Ariane Zabel
wird das Zeitzeugenprojekt der 
VOS Sachsen vorstellen, aus dem 

Buch lesen und mit Elke Schlegel 
und Dr. Steffi Lehmann ins Ge-
spräch kommen. Elke Schlegel ist 
nicht nur eine Protagonistin des ak-
tuellen Bands, sondern auch Regi-
onalbeauftragte der UOKG in 
Rheinland-Pfalz und Trägerin des 
Bundesverdienstkreuzes. Sie 
schrieb ihre Autobiografie unter 
dem Titel „5 Monate und 24 Tage. 
Frauenzuchthaus Hoheneck – eine 
Extremerfahrung“. Dr. Steffi Leh-
mann, die Enkelin von Protagonist 
Rudolf Schwarze, forschte und 
promovierte zur Jugendkultur in 
der DDR. Dr. Lehmann ist zudem 
Leiterin des Lern- und Gedenkorts 
Kaßberg-Gefängnis e.V. – einem
der damaligen Haftorte von Elke 
Schlegel. Die Gäste werden mit der 
Autorin über ihre Hafterfahrungen, 
die persönliche Aufarbeitung und 
transgenerationale Traumata spre-
chen. Wie immer wird genug Zeit 
sein, um auch mit dem Publikum 
in den Austausch zu gehen und
Fragen zu beantworten.
Die VOS Sachsen hält daran fest, 
die einzigartigen Zeitzeugenberich-
te für zukünftige Generationen zu 
dokumentieren. In diesem Jahr 
wird deshalb die Jubiläumsausgabe 
– der zehnte Band der Schriften-
reihe – erarbeitet.

2023 kommt der 10. Jubilä-
umsband der Schriftenreihe

Wenn Sie ebenfalls Ihre Haftge-
schichte berichten möchten oder an 
unseren Publikationen interessiert 
sind, kontaktieren Sie bitte den 
Landesvorsitzenden Frank Nemetz 
(frank.nemetz@gmx.de bzw. 0175-
1676838) oder die Autorin Ariane 
Zabel (kontakt@arianezabel.de
bzw. 0177-7559577).
Wir laden Sie auch herzlich ein, 
unsere Website www.vos-sachsen-
zeitzeugenerinnerungen.de zu be-
suchen, auf der die Biografien aller 
bisher erschienenen Bände ver-
sammelt sind. Ariane Zabel
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Stalin: Opfer des eigenen Wahns   
Einer der größten Verbrecher starb vor 70 Jahren
Wo soll man beginnen, wenn man über einen Politiker 
schreiben will, dessen Laufbahn von Untaten und Ver-
brechen geradezu schillert? Vielleicht mit seinem Kon-
terfei, das ihn als einen wohlwollenden, menschen-
freundlichen Mann erscheinen lässt, dem man vom 
Äußeren nicht den Hauch einer schlechten Tat zutrau-
en würde? Wahrlich, ein Väterchen. Wenn man darauf 
seine Biografie liest, gemeint ist eine von den nicht 
selbst verfassten oder befohlenen, dann weiß man 
einmal mehr, wie man sich täuschen kann. 

Stalin starb am 5. März 1953. Es ist bekannt, wie er 
die letzten Tage vor seinem Tod hilflos siechend zu-
brachte. Der Schlaganfall am 28. Februar besiegelte 
das, was er sich in seiner grausamen, eiskalten Art ein-
gebrockt hatte. Niemand wollte ihm helfen. Keiner 
seiner zwangsgetreuen Gehilfen mochte einen Arzt ru-
fen, geschweige denn lebensrettende Maßnahmen an-
zuwenden. Allein die Angst, einem wiederbelebten 
Monster wie ihm erneut Regierungsgewalt zu übertra-
gen, hätte für die Zeugen seines armseligen Zustands 
das Todesurteil bedeutet. Sowohl die Wachen wie 
auch die Ärzte und auch nicht seine eng angebundenen 
Genossen rührten die Finger. War es ein Wunder? 
Selbst seine Tochter Swetlana Alluljewa erinnerte sich 
später voller Schrecken: Seine linke Hand war noch als 
Einziges beweglich. Er hob sie und drohte allen, die 
ihn umstanden. 

Diese Art des Sterbens wünscht man keinem Men-
schen. Es sei denn, er sei ein Diktator vom Zuschnitt 
des Georgiers mit dem eigentlichen Namen Josef 
Wissarionowitsch Dschugaschwili. Viele, die unter 
ihm gelitten und unter fadenscheinigen, erfundenen 
Begründungen alles verloren haben, die gerade so 
überlebten und gesundheitlich schwer geschädigt wur-
den, empfanden angesichts eines derartigen qualvollen 
Endes ein bisschen Genugtuung. Wiederbringen und 
wiedergutmachen wird das freilich nichts. 

Wir erinnern uns, dass der frühere Fg-Redakteur 
Binski Stalin als den schlimmsten Verbrecher der Ge-
schichte bezeichnet hat. Da mag viel persönliche Wut 
und Erfahrung in der Rede sein. Fakt ist, dass man 
rückblickend nicht unterscheiden wird, ob es andere 
besessene Diktatoren gab (oder gibt), die nicht mindes-
tens ebenso fürchterlich waren oder sind. Schauen wir 
zuerst nach Deutschland, dann nach China oder Nord-
korea. Wesentlich ist, aus der Geschichte zu lernen 
und nicht die gleichen Fehler von einst zuzulassen. 

Eine Anmerkung muss allerdings erlaubt sein: Ohne 
Stalins Tod und das zeitweilige Machtvakuum würden 
wir in diesem Jahr nicht auch die 70-jährige Wieder-
kehr des Volksaufstandes vom Juni 1953 begehen, wir 
hätten keine VOS, und vielleicht könnte auch Wladi-
mir Putin diesen Unmenschen Stalin dann nicht als 
Ikone der Geschichte hinstellen. Oder so spekuliert: 
Wäre ohne einen Stalin Deutschland nicht geteilt, nicht 
um einen Teil seines Territoriums beraubt worden und 
hätte es nicht viel früher seine Demokratie errichten 
oder behalten können? Nun, es müßig zu spekulieren. 
Die Geschichte lässt sich nicht revidieren. Wir wissen 
es längst. Gerd Igor Lesnikow

Einer der „jungen Älteren“
mit großen Verdiensten
Ehemaliges Vorstandsmitglied feiert Geburtstag 
Am 9. Mai wird unser geschätzter Kamerad Bernd 
Pieper 70 Jahre. Es wird in der VOS nur wenige ge-
ben, die ihn nicht kennen. Lange hat er im Bundesvor-
stand mitgewirkt und bei den Generalversammlungen 
des Verbandes mit sicherer und geübter Hand für ge-
regelte, zielführende Abläufe gesorgt. Große Verdiens-
te hat sich Kamerad Pieper in der Arbeit mit den Be-
zirksgruppen in Ostwestfalen-Lippe erworben. Zwei-
mal im Jahr lud er die Kameradinnen und Kameraden 
aus der Region ein, um mit ihnen über die VOS, die 
aktuelle politische Lage und die soziale Situation der 
Opfer zu sprechen. Es wurden dabei Erinnerungen aus 
schlimmen Zeiten und Erfahrungen aus dem Leben im 
neuen System ausgetauscht. Immer auch war es Bernd 
Pieper ein besonderes Anliegen, durch eine Gedenk-
minute an die Verstorbenen aus unseren Reihen zu er-
innern. Fast alle, die im östlichen Teil Westfalens le-
ben, hat er mit seinen Einladungen erreicht, allen hat er 
ein gutes, geradezu heimatliches Gefühl gegeben und 
alle hatten in ihm einen verständnisvollen Ansprech-
partner, der auch neuen VOS-Mitgliedern etwas über 

die früheren Ge-
nerationen des 
Verbandes be-
richten konnte. 
Immer waren die 
Versammlungen 
wichtige Höhe-
punkte, auf die 
sich die Mitglie-
der freuten.

In seinem wei-
teren Wirken ist 
Bernd Pieper 
auch außerhalb 
des Verbandes, 
wenn auch im 

Interesse und in der Sache der Mitglieder und aller 
SED-Opfer tätig gewesen. Soll heißen, er war ein 
wichtiger Zeitzeuge, der an den Schulen und weiteren 
Bildungseinrichtungen über sein eigenes Schicksal und 
die Geschichte der DDR sprach. Er fand bei den jun-
gen Menschen mit seiner unkomplizierten, freundlich 
humorvollen Art großen Zuspruch und durfte vor vier 
Jahren als besondere Würdigung vieler Verdienste sei-
nem eigenen Theaterstück beiwohnen, das ihm das 
Gymnasium in Herford widmete. Der Inhalt wurde 
seinerzeit ausführlich in der Freiheitsglocke vorge-
stellt. Es ging um einen Häftling, der die Brutalitäten 
der Stasi in voller Härte erleben musste. Es war sein 
Schicksal, und die Schülerinnen und Schüler stellten es 
mit Unterstützung der Lehrer großartig nach. 

Inzwischen hat sich Kamerad Pieper in den Ruhe-
stand begeben, was nicht nur seine berufliche Tätigkeit
angeht, sondern auch die organisatorische Arbeit be-
trifft. Wir bedauern es, aber wir gönnen es ihm. Vor al-
lem gilt ihm unser Dank, zugleich gratulieren wir sehr
herzlich. Redakteur und Bundesvorstand. Foto © ARK
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Wer sich um das Gedenken drückt, macht keinen guten Eindruck
Sind in Neubrandenburg Gedenktafeln zur Erinnerung an schwere Verbrechen unerwünscht?
Die in Russland gegründete, dort 
verfolgte und inzwischen streng
verbotene Menschenrechtsorgani-
sation MEMORIAL hat die Arbeit 
der Stiftung „Die letzte Adresse“
(russisch: poslednij adres) initiiert. 
Sie gilt der Bewahrung des An-
denkens an die Opfer der sowjeti-
schen politischen Repressionen
und warnt vor dem bedrohlich er-
starkten Neo-Sowjetismus und sei-
nen kriegerischen Handlungen.
Das Projekt wurde 2013 von Mit-
arbeitenden des russischen Memo-
rial- Netzwerkes, Historikern und 
Journalisten in Moskau ins Leben 
gerufen. Dafür muss allseits aus-
drücklich gedankt werden.

Angelehnt an die Stolpersteine, 
die an die Opfer des Nationalsozia-
lismus erinnern, beschäftigt sich 
die Stiftung Die letzte Adresse mit 
der Herstellung und Anbringung 
von Gedenktafeln an den vormali-
gen Wohnhäusern von Menschen, 
die von 1918 bis 1991 im Rahmen 
politischer Verfolgung durch sow-
jetische Behörden schuldlos ihr 
Leben verloren.

Für ihre herausragenden Ver-
dienste im Bereich der Aufarbei-
tung des kommunistischen Un-
rechts wurde die Initiative im Juni 
2018 von der Bundesstiftung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur 
mit dem Karl-Wilhelm-Fricke-
Preis ausgezeichnet. Im Jahr 2022 
erhielt MEMORIAL den Friedens-
nobelpreis. 

In Neubrandenburg wird sie je-
doch ignoriert?

Inzwischen wurden bereits über 
800 Tafeln in folgenden Ländern 
angebracht: Russland, Ukraine, 
Moldau, Tschechien, Georgien und 
Deutschland. In Russland gibt es 
die Tafeln bereits in 48 Kommu-
nen: von Moskau und St. Peters-
burg über Perm bis Taganrog.

Über MEMORIAL Deutschland 
e. V., dem deutschen Zweig der in-
ternationalen Gesellschaft Memo-
rial, ist es jetzt auch in Deutsch-
land möglich, die von der Stiftung 
hergestellten Gedenktafeln an den 
„letzten Adressen“ jener Menschen 
anzubringen, die unschuldig in der 
Sowjetunion erschossen wurden 
oder im GULag umkamen. Viele 
dieser Unschuldigen wurden nach 

1990 in der Regierungszeit Gor-
batschows rehabilitiert.

Die Vereinigung der Opfer des 
Stalinismus e. V. eruierte rehabili-
tierte Personen aus der hiesigen
Region. Daraufhin wurde im Jahr 
2020 an die Stadtverwaltung Neu-
brandenburg ein Antrag zum The-
ma „Letzte Adresse“ gestellt und 
der Behörde die Personalien der 
Neubrandenburger mitgeteilt. Da-
raufhin meldete sich die Stadt 
Neubrandenburg am 25. Januar 
2021 mit einem Zwischenbescheid.

Anfang des Jahres 2022 erfolgte 
ein persönliches Gespräch mit dem 
Oberbürgermeister. Daher dürfte 
allen Fraktionen in der Stadtvertre-
tung das Anliegen „Letzte Adres-
se“ und damit die Bedeutung für 
die Betroffenen aus Neubranden-
burg hinreichend bekannt sein.

Doch leider folgt die alte Leier. 
Mit keinem Wort wird das Projekt 
durch den Fachbereich Stadtpla-
nung, Wirtschaft, Bauordnung und 
Kultur – Abteilung Kultur, den 
Oberbürgermeister bzw. durch die 
Stadtfraktionen und Stadtverwal-
tung vorangetrieben. Warum war-
tet man inzwischen über zwei Jah-
re und zeigt bis heute keine Bereit-
schaft zu handeln? Glaubt man et-
wa, geschehenes Unrecht und die 
Pflicht dieses aufzuarbeiten wird 
vergessen, wenn man es von der 
Tagesordnung verdrängt und die 
Anschreiben, die darauf hinweisen, 
nicht beantwortet? Was tun die 
Parteien, warum verweigert man
sich in Neubrandenburg dem Ge-
denken an das kommunistische
Unrecht?

Mitglieder der Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus e.V. (VOS) 
haben angeboten, die Gedenktafel-
kosten für die Aktion „letzte Ad-
resse“ in der Stadt Neubranden-
burg zu finanzieren. Nunmehr ist 
es also Sache von Verwaltung und 
Politik, die fälligen Entscheidun-
gen zu treffen, damit endlich Taten 
folgen können. Genaugenommen 
wäre nichts weiter zu tun, als die-
sem Vorhaben offiziell zuzustim-
men.

Die VOS wird weiterhin dafür 
eintreten, Verbrechen, egal wie 
lange diese zurückliegen und von 
wem sie unter welchem Vorwand 

begangen wurden, offenzulegen. 
Wer sich scheut, die Opfer und ih-
re Schicksale beim Namen zu nen-
nen, kann auch in anderen politi-
schen Belangen nicht glaubwürdig 
erscheinen.

In diesem Zusammenhang geht 
ein ausdrücklicher Dank der VOS 
an MEMORIAL Deutschland e. 
V., das sich unermüdlich für die 
Aufarbeitung des kommunisti-
schen Unrechts einsetzt. Zu nennen 
ist dabei als Quelle die Studie „To-
desurteile sowjetischer Militärtri-
bunale gegen Deutsche“ (1944 bis
1947), herausgegeben von Klaus-
Dieter Müller, Andreas Weigelt, 
Thomas Schaarschmidt und Mike 
Schmeitzner 

(ISBN-13: 978-3-525-36968-5).
André Rohloff

Quelle: https://www.memorial.de/
index.php/themen-projekte/historis
che-aufarbeitung/die-letzte-adresse

Eigeninitiative
André Rohloff mit einem Angebot 
an die Stadt Neubrandenburg 
Ich möchte der Stadt Neubranden-
burg eine zweckgebundene Spende 
in Höhe von 300,00€ zur Anbrin-
gung einer Gedenktafel anbieten.

Um mit Ihnen über die Auf-
schrift, Gestaltung und Anbrin-
gung der Gedenktafel für die ehe-
maligen jüdischen Mitbürger, Sinti 
und Roma der Stadt Neubranden-
burg zu sprechen, stehe ich Ihnen 
für ein persönliches Gespräch ger-
ne zur Verfügung.

Bereits am 22. September 2019 
um 14:21 Uhr wandte ich mich mit 
folgender E-Mail an Oberbürger-
meister Silvio Witt: „Ein Schwei-
gepakt hinterlässt tiefe Spuren. 
Aus diesem Grund möchte ich die 
Stadt Neubrandenburg als Träger 
öffentlicher Belange bitten, bei der 
Deutschen Bahn einen Antrag zu 
stellen, um eine Gedenktafel am 
Bahnhofsgebäude anbringen zu 
lassen, um an die Deportation von 
Juden, Sinti, Roma und der 
Kriegsgefangenen zu erinnern. Die 
Deutsche Bahn hat sicherlich 
nichts gegen einen Gestattungsver-
trag einzuwenden, da dies auch in 
anderen Städten praktiziert wird.

André Rohloff, 17. Oktober 2022
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Am Ende des langen, gemeinsamen Lebens: Trost und Friede
„Dass die Opferrente nicht weitergezahlt wird, ist eine Enttäuschung und ein großer Verlust“
Was wäre, wenn dies alles ver-
gessen wäre: Das Leiden, die 
Verzweiflung, das Hoffen. Die 
Frage stellt sich, wenn man den 
nachfolgenden Bericht der 92-
jährigen Ursula Steinhaus aus 
Bad Belzig nahe Potsdam liest. 
Im Februar dieses Jahres ver-
suchte der Bundesvorstand der 
VOS ihrem Mann zum 95. Ge-
burtstag zu gratulieren, doch es 
stellte sich heraus, dass er bereits 
dreieinhalb Monate tot war. 

So traurig das ist, hat er 
doch sehr viele Spuren hin-
terlassen, die deutlich auf das 
Unrecht und die Schicksale 
vieler Gleichaltriger hinwei-
sen. Er hat ein Erinnerungs-
buch geschrieben und viele 
wichtige Dokumente aufbe-
wahrt. 

Nun wandte sich seine Wit-
we Ursula mit einem Schrei-
ben und einigen Dokumenten 
an die VOS, wobei sie auch 
ihre persönliche keineswegs 
einfache Situation schildert. 
Es ist erstaunlich und be-
wundernswert, wie sie das 
Erbe ihres Mannes ordnet 
und an den Sohn übergibt, 
wovon die nachstehenden 
Briefe zeugen. Zum einen 
richtet sie diesen an den Ver-
band VOS, zum anderen gibt 
sie dem verstorbenen Fritz 
Steinhaus einen rührenden Gruß 
mit auf die Reise in eine hoffent-
lich gute Welt. Lesen Sie es 
nachstehend selbst.
Der Geburtstagsgruß für meinen 
Ehemann Fritz Steinhaus ist bei 
mir leider zu spät eingegangen, da 
er am 22. November 2022 verstor-
ben ist. Die Opferrente ist von Ih-
ren Stellen eingestellt worden, und 
überzahlte Beträge wurden zu-
rückgebucht. Ich hatte auch einmal 
gehofft, dass sich die angestrebte 
Vererbbarkeit dieser Rente durch-
setzen würde, zumal sich die ge-
samte Familie ein Leben lang mit 
den Folgen der Situation in seinen 
jungen Jahren durchzuschlagen 
hatte. 

Mein Mann hat, wie Sie in Ihrem 
Schreiben vermuten, aus seiner 
dreijährigen Internierung und den 

14 Jahren Zuchthaus (von denen er 
zehn abgesessen hatte) eine Bro-
schüre hinterlassen. Sie trägt den
Titel „Verlorene Jugend“.

Ich hatte für meinen letzten unse-
rer drei Söhne – zwei sind bereits 
verstorben – gerade die letzten 
verbliebenen Exemplare zurechtge-
legt, weil ich den Nachlass allmäh-
lich auflösen möchte. Der Sohn 
wohnt in Treuenbrietzen, und ich
möchte ihm als letztem direkten 
Nachkommen nicht so viel Auf-

wand mit all den Dokumenten und 
Aufzeichnungen aufbürden. Ich 
selbst bin nun 92 Jahre alt und ha-
be Pflegestufe 3. 

Ich füge hier ein Exemplar des 
Buches und einige Aufzeichnun-
gen bei. Ich habe sie Fritz am 8. 
Dezember 2022 – es war unser 73. 
Hochzeitstag – mit ins Grab gelegt. 
Nun liegt mir nur noch am Herzen, 
die von meinem Mann gesammel-
ten Bücher und Broschüren aus 
den Geschehnissen ab 1945 in ge-
eignete Hände zu geben.

Morgen (15. Februar 2023 – d. 
Red.) habe ich Gelegenheit, mit 
dem Rollator das Grab von Fritz zu 
besuchen und das Gedenken, die 
Grüße und Wünsche von Ihnen al-
len mitzunehmen. 

Ich danke für Ihre Freundlichkeit.
Ursula Steinhaus

Getreu bis in den Tod
Gedenken an Fritz Steinhaus
in einem bewegenden Brief 
von seiner Frau Ursula
Mein lieber Fritz, eigentlich woll-
ten wir beide am 8. Dezember un-
seren 73. Hochzeitstag begehen. 
Ein Tag, den wohl nur selten ein 
Ehepaar erreicht. Doch dein 
Krankheitsverlauf hat es nicht 
mehr zugelassen. Den heutigen 

Tag begehen wir nun mit Be-
trübnis, es ist deine Beiset-
zung. 

Kennengelernt haben wir 
beide uns ja schon im August 
1948 nach einer schweren Zeit 
für dich, die sich wohl wie ein 
Brandzeichen in deinem Her-
zen festgesetzt hat, wie wir es 
in deiner letzten Lebensphase 
erkennen mussten. Selbst mei-
ne Hilfe und die der Ärzte hat 
da versagt. Erfüllt hat sich je-
doch dein letzter Wunsch: spä-
ter einmal vor mir zu sterben, 
weil du dich nicht allein dazu 
imstande fühltest, die Hinter-
lassenschaft in unserem ge-
meinsamen Interesse zu regeln. 

Wir haben uns am 8. Dezem-
ber 1949 vor dem Traualtar der 
Marienkirche in Belzig als 
Spruch gewählt: Sei Getreu bis 
in den Tod. Diesen Spruch 
konnte ich dir nun erfüllen. Er 

war wohl auch Grundlage für unser 
langes, gemeinsames Leben mit 
unseren drei Söhnen Berndt, An-
dreas und Burghardt. Trotz krisen-
hafter Zeiten haben wir zu dir ge-
halten, und der, der über uns allen 
steht, hatte wohl das Einsehen, uns 
so lange als möglich zusammen zu 
lassen. 

Deine Kraft hätte wohl noch aus-
gereicht, Bäume auszureißen, denn 
du konntest dich bis zum Schluss 
gegen die eintretende Situation 
wehren. Aber die fehlende Le-
bensqualität brachte wohl auch 
dein Herz zum Stillstand. 

Deine hinterbliebene große Fami-
lie, unsere lieben Enkel und acht 
Urenkel wirst du wohl als eifriger 
Fahrradfahrer, Filme- und Bilder-
macher in Erinnerung behalten. 

nächste Seite oben
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von voriger Seite unten
In deiner beruflichen Entwicklung 
hast du trotz vieler Hemmnisse 
beste Leistungen hinterlassen. Und 
wir selbst haben es beide sogar 
zum Häusle-Bauer geschafft. 

Nun hast du aufgegeben. Deine 
Seele wird von unseren beiden 
Müttern und unseren Söhnen 
Berndt und Burghardt aufgefangen 
und gehütet, bis ich zu dir stoße. 

Mein Leben geht nun auch dem 
Ende zu. Es hat sich aber unser 
Wunsch erfüllt „Sei getreu bis in 
den Tod.“ Wir haben alle Schwie-
rigkeiten gemeinsam überwunden. 

Ruhe in Frieden, bis wir beide 
wieder vereint sind. 

Deine Ulli (Ursula Steinhaus)
Anm.: Das Buch „Verlorene Ju-
gend. Verhaftet von NKWD und 
Stasi – ein Erlebnisbericht“ von 
Fritz Steinhaus wurde 1999 / 2000 
geschrieben und wurde 2018 veröf-
fentlicht. Falls noch lieferbar, 
kannt es als Neu-Ausgabe im 
Buchhandel erworben werden. An-
sonsten im Internet (z. B. bei Ama-
zon oder Book on demand), als ge-
brauchtes Exemplar ist es unter der 
ISBN 3-96409-035-5 zu beziehen.
Preis: 20 Euro, 172 Seiten.

Opferrente – was tun?
Eine weitere Lücke im System
Der Bericht von Ursula Steinhaus 
hat es einmal mehr aufgezeigt. Es 
besteht ein Problem bei der Ver-
erbbarkeit der Opferrente. Wenn 
ein Paar über eine derart lange Zeit 
verheiratet war, sind die Lasten, 
die ein Haftaufenthalt und die Zeit 
danach (oft auch davor) verursacht 
hat, nicht nur für den Inhaftierten 
schwer gewesen, sondern für die 
Ehefrau und die gesamte Familie. 
Ein, zwei oder drei Kinder zu ver-
sorgen ist eine Herausforderung. 

Wäre es also nicht gerecht und 
sinnvoll, der Witwe oder dem 
Witwer die Opferrente – zumindest 
einige Monate – weiterzuzahlen? 
Neben der Trauer um den verstor-
benen Partner fallen oft genug 
Kosten an, mit denen man nicht 
gerechnet hat. Von den Rentenkas-
sen gibt es kein Sterbegeld mehr, 
es wird über den Tod hinaus keine 
befristete Zahlung geleistet. Ein 
halbes Jahr Opferrenten- Nachzah-
lung könnte helfen.  V. Bosse / HD

Ein bisschen Licht am 
Ende eines Tunnels
Nach langem Ringen wird 
der Beiratsposten in der Pots-
damer Gedenkstätte besetzt
Lange schien es aussichtslos, doch 
nun ist es in trockenen Tüchern. 
Der heftig umstrittene Platz im 
Beirat der Gedenkstätte Linden-
straße Potsdam ist nun vergeben. 
Und glücklicherweise nimmt die-
sen Platz auch jemand ein, der ei-
nen konkreten Bezug dazu hat. Es
ist Jochen Stern, der vor mehr als 
sechs Jahrzehnten hier inhaftiert 
war und der bis heute – wie alle 
Häftlinge übrigens – das Hafttrau-
ma mit sich herum trägt. 

Dass nun, was ja naheliegend ist, 
endlich ein ehemaliger politischer 
Häftling im Beirat ist, sollte man 
nicht als Selbstverständlichkeit an-
sehen. Es gab ein Zerren und Rin-
gen der unfeinen Art, das selbst in 
die Medien hinein schwappte und 
natürlich auch in der Fg analysiert 
wurde. Wären nicht die letzten 
Aufrechten und das Potsdamer 
Aufarbeitungsforum so standhaft 
gewesen, wer weiß was uns ge-
blüht hätte. Daher bedanken sich 
alle, die in dieser üblen Stätte teils 
sehr lange, dafür unschuldig und 
unfreiwillig beherbergt wurden bei 
den beharrlichen Unterstützern der 
jetzigen Lösung. Neben dem vor-
genannten FORUM setzten sich in 
vorderster Reihe die Bürgerrechter 
Manfred Kruczek, die ehemalige 
Leiterin der Potsdamer BStU-
Stelle von Gisela Rüdiger, die 
Schriftstellerin Grit Poppe (aktuell
bekannt: „Rabenkinder“ – ein Auf-
arbeitungskrimi) – und insbesonde-
re Stefan Krikowski von der La-
gergemeinschaft Workuta/ GULag
für eine akzeptable Lösung ein.

Nun darf man nicht vergessen,
Jochen Stern wird 95 Jahre. Auch 
wenn er, was stark zu vermuten 
und ihm zu wünschen ist, 105 Jah-
re wird, wäre es angebracht, einen 
geeigneten Stellvertreter zu benen-
nen, der auch irgendwann im Bei-
rat die Nachfolge antreten kann. 
Ein Vorschlag wäre der Fg-
Redakteur Richter-Kariger, der in 
der dortigen U-Haft elf Monate in 
Isolation zubrachte und 1983 zu 
sechs Jahren Haft verurteilt wurde.

Hugo Diederich

Gartenschlägers Tod
Es fehlen noch immer Namen
Michael Gartenschlägers Tod liegt 
mittlerweile 47 Jahre zurück. Er 
starb 1976 – es ist dasselbe Jahr, in 
dem sich Oskar Brüsewitz aus Pro-
test gegen das SED-Regime öffent-
lich mit Benzin übergoss und an-
zündete – und wird, was unseren 
Verband angeht, unvergessen blei-
ben. In der letzten Fg-Ausgabe be-
richteten wir, dass die Umstände 
seines Todes, vor allem die Namen 
der Täter, nicht aufgeklärt sind. 
Der Redakteur bekam daraufhin 
einen Hinweis unseres VOS- Mit-
glieds Gerhard Milde, dass die 
Namen bekannt seien und die 
Schützen jener Nacht im Jahr 2000 
vor Gericht gestanden hätten. Das 
Landgericht Schwerin führte einen 
Prozess, der mit einem Freispruch 
endete. Am 24. März 2000, also 
vor 23 Jahren, berichteten die Me-
dien sehr ausführlich über diesen 
Prozess und über Gartenschläger. 
Es wurden die Namen der Schüt-
zen und sogar ihre Fotos veröffent-
licht. Der Fall ging danach bis zum 
BGH, wo der letzte Angeklagte 
2006 freigesprochen wurde, da laut 
Argumentation der Verteidigung
nicht ausgeschlossen werden konn-
te, dass Gartenschläger das Feuer 
als Erster eröffnet und die Angehö-
rigen des Spezialkommandos in 
Notwehr gehandelt hätten. Im Üb-
rigen war die Tat inzwischen ver-
jährt und einer der hochrangigen 
Auftraggeber, ein Generalleutnant 
des MfS, verstorben. Vermutlich 
hatte der oberste Stasi-Chef selbst 
seine Hände im Spiel.

Die Annahme, dass damit alle
Täter bekannt, wiewohl nicht be-
straft, aber zumindest durch die 
Öffentlichkeit gezerrt seien, ent-
spricht allerdings nicht der vollen
Wahrheit. Es geht vielmehr darum, 
wer derjenige war, der Garten-
schläger ans Messer geliefert hat. 
Die Informationen sind dürftig, 
und die Antwort wird immer wie-
der verdrängt. Es ist nicht auszu-
schließen, dass der Name dieses 
eigentlichen Täters aus nahelie-
gendem Grund nicht freigegeben 
werden soll. Seitens der VOS fin-
den dankenswerterweise jährlich 
Ende April zum Gedenken an Gar-
tenschläger Wanderungen zu dem 
Ort seiner Erschießung statt. ARK
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Der Oberbürgermeister sollte 
endlich Farbe bekennen
Geschichte kann nicht geleugnet werden. Oder gilt das 
nicht für Neubrandenburg?
Ich unterstütze das Anliegen der Vereinigung der Op-
fer des Stalinismus e. V. und zitiere die Passage von 
Jörg Plath, in stacheldraht Nr. 1/2023 „… Inwiefern 
die Stadt Neubrandenburg ernsthaft an der Errichtung 
einer Gedenkstätte interessiert ist, ist fraglich. Seit 
Jahren stehen Pläne im Raum, auf dem Grundstück 
der ehemaligen U-Haft-Anstalt Wohnungen zu bauen. 
Zurzeit laufen Verhandlungen zwischen der Stadt Neu-
brandenburg und dem Land Mecklenburg- Vorpom-
mern über den Ankauf des Geländes. Das Land M-V
will Wohnbebauung mit Sonderkonditionen für den 
Ankauf des Grundstückes fördern. Auf Nachfrage er-
klärte Oberbürgermeister Silvio Witt, dass mit den 
Verhandlungen keine Vorfestlegung für eine Wohnbe-
bauung verbunden sei. Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang allerdings eine weitere Aussage Witts auf 
dem Tag der offenen Tür. Er sagte „Wir reden immer 
nur von entweder oder, aber es ist auch möglich, eine 
kleine Begegnungsstätte in einem der Gebäude zu er-
halten und den Rest für Wohnungsbau zu nutzen.“ 
Wie ist vor diesem Hintergrund das fünfjährige Mora-
torium der Stadtvertretung vom 15. Dezember 2022 zu 
sehen? Haben AfD, B90/Grüne und SPD jetzt der 
Stadtverwaltung eine fünfjährige Bauverzögerung ver-
schafft? Das knappe Ergebnis zum fünfjährigen Mora-
torium zur MfS-Haftanstalt spiegelt zum wiederholten 
Mal wider, dass es keinen ernstzunehmenden politi-
schen Willen in Neubrandenburg gibt, sich mit der 
DDR-Vergangenheit auseinanderzusetzen. Dabei wa-
ren die MfS-Gefängnisse in der DDR Leidensorte von 
in Stein gehauener Ideologie. Sie dienten der Stabili-
sierung des DDR-Regimes. Erst durch das permanente 
Engagement der Vereinigung der Opfer des Stalinis-
mus wird darüber in Neubrandenburg diskutiert. Eine 
Kommunikation zwischen der VOS und den Vertretern 
der Stadt Neubrandenburg fand seit drei Jahrzehnten in 
Neubrandenburg nicht statt. Auch heute ist nicht wahr-
zunehmen, dass an einem Gedenkstättenkonzept für 
die Stasi-Haftanstalt Neubrandenburg gearbeitet wird. 
Will Oberbürgermeister Silvio Witt, die Opferverbän-
de außen vorlassen oder warum tritt man nicht mit den
Spitzen der Vereinigung der Opfer des Stalinismus in 
einen sachlichen Dialog? Wie will die Stadt Neubran-
denburg das den kommenden Generationen erklären, 
vor allem dann, wenn vieles verschwunden ist? Wie 
will die Stadt Neubrandenburg den kritischen Umgang 
mit der DDR-Diktatur pflegen, wenn es bis heute kei-
nen Ort des Gedenkens für die Opfer des SED-
Regimes in Neubrandenburg gibt? Will Herr Witt dies 
ohne die Opferverbände diskutieren, oder erarbeitet 
man das Gedenkstättenkonzept ohne jede Beteiligung 
von SED-Opfern? Das permanente Neubrandenburger 
Schweigen, wird durch das Schweigen aller politischen 
Parteien aus der Landesregierung Mecklenburg- Vor-
pommerns unterstützt. Daher kann ich den inhaltslee-
ren Reden keinen Glauben mehr schenken.

P. Lohmann (Neubrandenburg)

Blähblase oder wichtiges Forum? 
Wird sich der Bundestag nun „gesundschrumpfen“ 
oder nimmt er sich selbst sein markantes Charisma?
Der Deutsche Bundestag ist mit seinen 736 Abgeord-
neten inzwischen das zweitgrößte Regierungsorgan der 
Länder dieser Erde. Er wird lediglich von Chinas 
Volkskongress übertroffen. Der allerdings hat rund ge-
rechnet die vierfache Zahl an „Delegierten“, und er 
würde, wäre er ein Organ, das demokratisch zustande 
käme, eine weit größere Mehrheit repräsentieren als 
das oberste deutsche Parlament. 

Die Freiheitsglocke hat (auch durch Äußerungen von 
Mitgliedern) mehrfach auf das eigentlich ungünstige 
Erscheinungsbild des Bundestags hingewiesen, zumal 
die Anzahl der ihm zugehörenden Politikerinnen und 
Politiker stetig und im unwidersprochenen Selbstver-
ständnis anwuchs. Nun wird diskutiert, ob er – sollte 
das BVG dem am 17. März 2023 mit den Stimmen der 
„Ampel“ gefassten Beschluss zustimmen – an Volks-
nähe verliert oder ob es die Möglichkeit eröffnet, sach-
licher und kostenfreundlicher zu wirken. Dass sich Die 
Linke in dieser Frage am heftigsten beschwerte, hat –
zumindest in den Reihen der SED-Opfer – weder Mit-
leid noch Verständnis erzeugt. Nach dem Rückzug von 
Wagenknecht war eh abzusehen, dass die Fünf-
Prozent-Hürde nicht mehr zu überschreiten ist. Und 
nach Ansicht der ehemaligen politischen Häftlinge hat 
die linke Gruppierung gar nichts in einem demokra-
tisch agierenden Parlament zu suchen. Die jüngste Er-
fahrung durften die Opfer mit den Antworten auf die 
Wahlprüfsteine machen, der zufolge die Besondere 
Zuwendung nicht erhöht werden dürfe.      B. Thonn

Gedenken zum Volksaufstand 

Erfurt und Arnstadt
Gedenken im Bundesland Thüringen
Am 17. Juni findet um 10.00 Uhr in Erfurt die 
zentrale Thüringer Gedenkveranstaltung der 

VOS-Landesgruppe Thüringen in Zusammenar-
beit mit der Gedenkstätte Andreasstraße vor dem 

dortigen Eingang statt.

Im Anschluss beginnt um 14.00 Uhr in Arnstadt 
an der Gedenkstele in der Rosenstraße eine Ver-
anstaltung, zu der die VOS gemeinsam mit der 

Stadt Arnstadt zum Gedenken an den 70. Jahres-
tag des Aufstandes vom Juni 1953 einlädt. Teil-
nehmende sind die Landrätin Frau Petra Enders, 

der Altlandrat des Ilm-Kreises Dr. Lutz Senglaub, 
Bürgermeister Frank Spilling, der Beigeordnete 
Michael Seeber sowie Erika Korn von der VOS,

die die Veranstaltung eröffnen wird. Die Gedenk-
rede wird Altlandrat Dr. Lutz Senglaub halten.

Eingeladen sind vor allem die letzten noch leben-
den Opfer der DDR-Diktatur, alle weiteren Ver-

treter aus Politik und Wirtschaft sowie die 
Bürgerinnen und Bürger der Stadt. 

Erika Korn, Gisela Meyer, Angelika Stiel

Nähere Informationen gibt es bei der Landesgrup-
pe der VOS in Thüringen sowie bei der Bundesge-
schäftsstelle der VOS Berlin (Tel.-Nr.: Rückseite).
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Vor der schwarzen Wand ging ein einzelner Mann: Paul Othma 
Der legendäre „Löwe von Bitterfeld“ war der Motor und Anführer der Streikenden im Juni 1953
Im Spätsommer 1962 wurde ich 
von Leipzig ins berüchtigte Zucht-
haus Waldheim im Kreis Döbeln 
verbracht. In dieser von Kurfürst 
August dem Starken 1716 errichte-
ten Strafanstalt waren bereits im 
19. Jahrhundert Aufständische der 
gescheiterten Revolution von 
1848/49 eingesperrt worden, unter 
ihnen der Leipziger Schriftsteller 
Theodor Oelckers (1816 bis 1869) 
und August Röckel (1814 bis
1876), Musikdirektor am Dresdner 
Hof, Jahre später auch, in den Jah-
ren 1870/74, der Lehrer Karl May 
(1842 bis 1912), der später als
phantasievoller Schriftsteller be-
rühmt werden sollte.

Schon in den ersten Tagen, als 
ich meine Arbeit im Prüffeld des 
Elektromotorenwerks Hartha, das 
im Zuchthaus eine Zweigstelle be-
trieb, aufgenommen hatte, hörte 
ich vom Schicksal des einstigen 
Bitterfelder Streikführers Paul 
Othma (1905 bis 1969), der wegen 
„Boykotthetze“ nach Paragraf 6 
der DDR-Verfassung am 8. No-
vember 1953 vom Bezirksgericht 
Halle zu zwölf Jahren Zuchthaus 
verurteilt worden war.

Als ich ihn kennen lernte, war er 
56 Jahre alt und ich 25. Ich konnte 
mir nicht vorstellen, dass er schon 
in dem Jahr verhaftet worden war, 
als ich, 16 Jahre alt, noch Schüler 
am Gymnasium Casimirianum in 
Coburg, der am 17./18. Juni 1953
in Rodach an der thüringischen 
Grenze am Radio saß und mit 
Herzklopfen den Reportagen über 
den Aufstand lauschte. 

Eines Tages stand er vor mir, den 
wir Gefangenen, seiner schlohwei-
ßen Haarmähne wegen, den „Lö-
wen von Bitterfeld“ nannten. Ich 
reinigte gerade am Waschbecken 
im ersten Stock den blechernen 
Kaffeekübel für meine Mann-
schaft. Er war aus der Wickelei im 
zweiten Stock heruntergekommen 
und sah mir wortlos zu. Er war 
verschlossen und sprach nicht gern 
über sich. Alles, was ich über ihn 
weiß, habe ich von Mitgefangenen 
erfahren.

Er stammte nicht aus der preußi-
schen Provinz Sachsen, sondern 
wurde 1905 in Radzionkau (pol-

nisch: Radzionków im Kreis 
Tarnowitz/ Oberschlesien geboren 
und war mit seinen Eltern nach 
dem Ersten Weltkrieg ins mittel-
deutsche Industrierevier gekom-
men, wo er das Elektrohandwerk 
erlernte und von 1921 bis 1941 im 
Elektrowerk Bitterfeld und danach 
in den Dessauer Junkerswerken ar-
beitete. Seit März 1953 war er im 
Elektrochemischen Kombinat Bit-
terfeld als Elektromonteur tätig.

1953: Jene 
Tage im Juni

Als in den Abendstunden des 16. 
Juni 1953 die ersten Gerüchte über 
die Arbeitsniederlegungen der 
Bauarbeiter in der Ostberliner Sta-
linallee die Industriestadt Bitterfeld 
erreichten, schaltete Paul Othma 
den Westberliner „Hetzsender“ 
RIAS ein, denn im DDR-Rundfunk 
wurde über diesen aus SED-Sicht 
ungeheuerlichen Vorgang, dass 
Arbeiter gegen eine Arbeiterregie-
rung streikten, nicht berichtet. Am 
nächsten Morgen erstieg er auf 
dem Gelände des Kombinats das 
Führerhaus eines Lastkraftwagens 
und erklärte sich und die 13.000 
Kollegen im Elektrochemischen 
Kombinat für solidarisch mit den 
Forderungen der Ostberliner Bau-
arbeiter.

Für die wenigen Stunden vor 
dem Ausnahmezustand 

herrschten in Bitterfeld die 
Arbeiter, die sich gegen die 

SED-Diktatur erhoben.
Danach rief er zur Demonstration 
in die Innenstadt auf. Der später in 
die Streikleitung gewählte Wil-
helm Fiebelkorn, Lehrer für Ma-
thematik und Physik an der 
Comenius-Oberschule, stand am 
Straßenrand und sah den Zug der 
11.000 Demonstranten herankom-
men. Jahre später, nachdem er vor 
der drohenden Verhaftung nach 
Westberlin geflüchtet war, hat er 
darüber geschrieben: „Dann aber, 
es war gegen 9.30 Uhr, schob sich 
eine schwarze Wand wogend vor-
wärts über die Bahnüberführung 

dicht an unserer Schule. Die Arbei-
ter kamen! Vor Erregung schlug 
mein Herz bis zum Hals. Ich sah, 
dass all diese Menschen sich ge-
genseitig untergehakt hatten. Ein 
jeder zog und schob jeden. Die 
Führung, die Masse machte sie 
stark und mutig. Vor der schwar-
zen Menschenmasse ging ein ein-
zelner Mann: Paul Othma.“

Es war ein riesiger Demonstrati-
onszug, der die Streikenden des 
Elektrochemischen Kombinats Bit-
terfeld, der Farbenfabrik Wolfen 
und der Filmfabrik Wolfen mitei-
nander vereinigte. Es waren 
schließlich 30.000 Arbeiter, die 
gegen 11 Uhr auf der Binnengär-
tenwiese (Platz der Jugend) eintra-
fen. 

Als Paul Othma zu den Versam-
melten sprach, konnte er eine Laut-
sprecheranlage, die an den Stadt-
funk angeschlossen war, benutzen: 
„Liebe Freunde, wenn ich heute 
eure strahlenden Gesichter sehe, 
dann möchte ich euch am liebsten 
umarmen und an mein Herz drü-
cken. Der Tag der Befreiung ist da, 
die Regierung ist weg, die Tyran-
nei hat ein Ende.“ 

Nach ihm trat Wilhelm Fiebel-
korn ans Mikrofon und verkündete 
die Forderungen der Aufständi-
schen, darunter auch: „Rücktritt
der Ulbricht-Regierung.“

Für wenige Stunden, bevor am 
frühen Nachmittag der Ausnahme-
zustand verhängt wurde, herrschten 
in Bitterfeld die revolutionären Ar-
beiter, die sich gegen die SED-
Diktatur erhoben hatten. Als die 
Streikleitung im Bitterfelder Rat-
haus über das weitere Vorgehen 
beriet, war das Schicksal des Auf-
stands längst entschieden. Als ge-
gen 16 Uhr bekannt wurde, dass 
Panzer der russischen Besat-
zungsmacht auf Bitterfeld zuroll-
ten, wurde die Versammlung auf-
gelöst.

An diesem Abend ging Paul 
Othma, der ahnte, was ihm bevor-
stand nicht nach Hause zu seiner 
Frau Hedwig, sondern er versteck-
te sich bei seinen Eltern. Nach Mit-
ternacht klopfte er bei seiner Frau 
an das Fernster.

nächste Seite oben
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von voriger Seite

Er erklärte ihr flüsternd, dass ihn 
Freunde zu seinem Bruder nach 
Rudolstadt in Thüringen bringen 
wollten, von wo aus er über die 
grüne Grenze nach Bayern fliehen
wollte. Die geplante Flucht war 
aber verraten worden, in der Nähe 
der Stadt Delitzsch wurde Paul 
Othma am 20. Juli 1953 von der 
Volkspolizei festgenommen und 
der Staatssicherheit übergeben.

Nun begannen in der Bezirks-
hauptstadt Halle wochenlange 
Verhöre, in denen, freilich ohne 
Erfolg, versucht wurde, aus dem 
Arbeiterführer Paul Othma einen 
politischen Verbrecher zu machen, 
der durch eine Konterrevolution 
den SED-Staat hatte beseitigen 
wollen. Nachdem man ihn vor Ge-
richt gestellt hatte, wurde er in der 
Urteilsbegründung deshalb als 
„Feind unserer demokratischen 
Ordnung“ bezeichnet.

Dass er seiner Überzeugung, als 
gewählter Arbeitervertreter nur 
seine Pflicht getan zu haben, wäh-
rend der Haftjahre treu blieb, zeigt, 
dass er im Zuchthaus Waldheim 
ständig zu Gesprächen mit der An-
staltsleitung vorgeladen wurde, wo 
man ihm versprach, er könnte so-
fort entlassen werden, wenn er sei-
ne Überzeugung widerriefe und 
eingestehe, am 17. Juni 1953
schwere Verbrechen begangen zu 
haben. Da er nicht widerrief und 
nichts eingestand, blieb er ein 
„Staatsverbrecher“ und musste die 
zwölf Haftjahre fast vollständig 
absitzen. 

Die Begründung der Staatsan-
waltschaft Halle gegenüber Hed-
wig Othma, die mehrere Gnaden-
gesuche eingereicht hatte, war im-
mer, dass der „Umerziehungspro-
zess nicht abgeschlossen“ wäre. 
Noch am 21. Juli 1964 schrieb ihr 
das Bezirksgericht Halle, dass die 
„volle Strafverbüßung erforder-
lich“ wäre. 

Vier Wochen später, am 21. Au-
gust 1964, schrieb ihr dasselbe Ge-
richt, dass der „Verurteilte … ent-
sprechende Lehren aus seinem 
strafbaren Verhalten gezogen“ hät-
te und deshalb das „Erziehungsziel 
… als erreicht anzusehen“ wäre.

In Wirklichkeit war Paul Othma 
an Leberzirrhose erkrankt, und die 
DDR-Justiz wollte auf keinen Fall, 

dass er im Zuchthaus stürbe. Was 
er bis zu seinem Tod am 20. Juni 
1969 nicht erfuhr, war, dass er von 
der Bundesregierung in die Frei-
kaufaktion politischer Häftlinge im 
Sommer 1964 einbezogen, aber am 
1. September 1964 nach Bitterfeld 
entlassen wurde.

Als zum 50. Jahrestag des 17. 
Juni 2003 in mehreren DDR-
Städten, so auch in Bitterfeld, Aus-
stellungen stattfanden, besuchte ich 
Hedwig Othma in Sandersdorf. Sie 
erzählte mir, dass ihr Ehemann die 
DDR hätte verlassen wollen, was 
ihm aber von den Behörden ver-
wehrt worden wäre, offensichtlich 
wusste er zu viel über den Auf-
stand in Bitterfeld und seine Nie-
derschlagung. 

Als Paul Othma 1969 gestorben 
und sie mit 60 Jahren Rentnerin 
geworden war, zog sie zu ihrer 
Schwester nach Sendenhorst bei 
Münster und blieb dort bis zum 
Mauerfall 1989, wobei sie ver-
mied, der Westpresse Interviews 
zu geben, weil sie befürchtete, da-
nach nicht mehr nach Bitterfeld zu-
rückkehrten zu dürfen. 

Nach dem Untergang des SED-
Staates zog sie wieder nach San-
dersdorf, um Pauls Grab zu pfle-
gen.

Heute wird Paul Othma in seiner 
Heimatstadt geehrt. Am 17. Juni 
1999 stand er im Mittelpunkt einer 
Veranstaltung der Bundeszentrale 
für politische Bildung im Walther-
Rathenau-Gymnasium, am 17. Juni 
2003 enthüllte Hedwig Othma am 
Bitterfelder Rathaus eine Gedenk-
tafel für ihren verstorben Mann, 
und das Sport- und Gemeindezent-
rum in Sandersdorf wurde in 
„Paul-Othma-Haus“ umbenannt.

Das traurige Schicksal des Bitter-
felder Streikführers Paul Othma 
steht gleichnishaft für den Unter-
gang der deutschen Arbeiterbewe-
gung im SED-Machtbereich. Bis 
1933 hatte diese starke politische 
Kraft ihre Hochburgen in Erfurt, 
Halle, Leipzig und Magdeburg. 
Hier waren auch die Pläne für eine 
Zukunft ohne die Kommunisten 
am weitesten fortgeschritten. Nach 
der Niederschlagung des Aufstands 
wurde die Geschichte im SED-
Sinn umgeschrieben.

Im siebten Band der von Walter 
Ulbricht überwachten „Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung“ 

(Ostberlin 1966) wird der Arbei-
teraufstand unter der Überschrift 
„Das Scheitern des konterrevoluti-
onären Putschversuchs gegen die 
Arbeiter- und Bauernmacht am 17. 
Juni 1953“ auf 24 Seiten abgehan-
delt. Geboten wird dem Leser eine 
unsägliche Ansammlung von 
Schlagworten ohne jede Beweis-
kraft. Die Namen der Streikführer 
werden nirgendwo erwähnt.

Jörg Bernhard Bilke
.

Bestandsaufnahme
Unterstützung für die Schaf-
fung einer Gedenkstätte in 

Neubrandenburg?
Damit sich auch künftig junge 
Menschen für die Gedenkstätten 
im Land Mecklenburg- Vorpom-
mern und deren Botschaften inte-
ressieren, soll deren Arbeit stärker 
unterstützt werden. Dazu möchte 
die Landesregierung die Gedenk-
stättenarbeit stärken. Eine neue 
Kommission soll zunächst den Be-
stand aufnehmen und dann bis En-
de April 2023 Empfehlungen vor-
legen, wie Wissenschaftsministerin 
Bettina Martin (SPD) am 20. Janu-
ar 2023 mitteilte.

Der Kommission gehören drei 
Expert*innen an: die Direktorin 
der Bundesstiftung zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur, Anna Ka-
minsky, der Direktor der Stiftung 
Denkmal für die ermordeten Juden 
Europas, Uwe Neumärker, und der 
Vorstand der Deutschen Stiftung 
für Engagement und Ehrenamt, Jan 
Holze. Die Bedeutung der Gedenk-
stättenarbeit wird in Zukunft noch 
zunehmen, da es immer weniger 
Zeitzeugen gibt. Gedenkstätten 
sind nicht nur Orte der historischen
Erinnerung, sondern auch der poli-
tischen Bildung.

Aus diesem Grund wandte sich 
unser Vereinsmitglied André Roh-
loff an Anna Kaminsky, Uwe 
Neumärker, Jan Holze und bat die 
MfS-UHA-Neubrandenburg dabei 
zu berücksichtigen. Jan Holze sag-
te seine Unterstützung zu, von den 
anderen steht zum jetzigen Zeit-
punkt eine Antwort noch aus.

Bekommt damit die Untersu-
chungshaftanstalt des Ministeriums 
für Staatssicherheit Neubranden-
burg endlich die ihr zustehende 
Aufmerksamkeit und wird zum 
Denkmal erklärt?         Silvio Blum
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Das hatte mal ein so-
zialistisches Gesicht
Die DDR und der Frauentag
Vor mehr als 100 Jahren kam die 
Kommunistin Clara Zetkin auf ei-
ner linken Frauenkonferenz in Ko-
penhagen auf die Idee, einen Frau-
entag einzuführen. Die Idee und 
das Ziel waren sicher nicht unbe-
rechtigt. Leider wurde beides von 
Lenin in Russland aufgegriffen und 
durch den Anteil der russischen 
Frauen an der Revolution begrün-
det. Der Diktator ernannte den 8. 
März zum Internationalen Frauen-
tag. In den ehemaligen Sowjetre-
publiken ist dieser Tag noch heute 
arbeitsfrei. Ebenso bei uns in Bun-
desländern mit rot-roten Landesre-
gierungen. Dies sind Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin. Man ahnt 
schon, dass die kommunistische 
Tradition hier eine Rolle spielt …

Wer diesen Tag feiert bzw. die 
Frauen ehrt und fördert, der ka-
schiert damit auch indirekt die Er-
mordung der zaristischen Familie
und die Errichtung der kommunis-
tischen Terrorherrschaft, er oder 
sie missachtet das Leid der Frauen,
die sich in der DDR gegen das 
kommunistische, diktatorische 
System wandten und denen da-
raufhin die Kinder weggenommen 
wurden. Kinder in Heime, Frauen 
in Gefängnisse, Frauen die in Sibi-
rien Zwangsarbeit leisten mussten, 
Frauen die nach dem Einmarsch 
der Roten Armee vergewaltigt 
wurden.

Die LINKE nutzt diesen Tag, um 
Frauen für ihr politisches Spiel zu 
missbrauchen. Wer diesen Tag fei-
ert, mag sicher für bessere Rechte 
von Frauen eintreten. Wir denken 
an Afghanistan, Iran, Nordkorea 
und andere. Selbst in der deutschen 
Demokratie werden Frauen be-
nachteiligt. Man muss darauf hin-
weisen. Allerdings stellt sich die 
Frage, ob dieser 8. März, an dem in 
der DDR auch Frauen zu leiden 
hatten, das richtige Datum ist. 
Stellvertretend sei an die Zehntau-
senden inhaftierten Frauen im Ge-
fängnis Hoheneck erinnert und an 
die Mütter, deren Kinder in der 
DDR zur Zwangsadoption freige-
geben worden sind und die ihre 
Kinder bis heute noch suchen.

André Rohloff, V. Bosse

k u r z k o l u m n e

Eine Belastungsprobe 
für die Demokratie? 
Wie soll man auf die Wagen-
knecht-Initiative reagieren?
Anlässlich des ersten Jahrestages 
des russischen Angriffskrieges ge-
gen die Ukraine fanden am 24.
Februar deutschlandweit Demon-
strationen statt. Es gab die Men-
schen, die der Kriegsopfer gedach-
ten und sich mit der Ukraine soli-
darisch zeigten. Anderswo sah man
Russlandfahnen neben Frieden-
stauben. Muss man diese irrsinnige 
Kombination respektieren oder
sollte man solche Demonstrationen 
nicht untersagen, um die Würde 
der Kriegsopfer zu wahren? Die 
Antwort muss lauten: Auf keinen 
Fall! Gerade mit Blick auf die
postsowjetische Putin-Diktatur, wo 
Kritiker inhaftiert werden, sollten
wir stolz sein auf eine Demokratie, 
die nicht ängstlich reagiert, son-
dern stark ist und unterschiedliche 
Meinungen zulässt. Zur Freiheit 
gehört auch, gegen die Feinde der 
Freiheit auf die Straße zu gehen 
oder mahnend zu schweigen.

André Rohloff

Eine neue Partei?
Wagenknecht und Schwarzer? 
Um eine Partei zu gründen, braucht 
es in Deutschland ein politisches 
Programm und drei Personen. Mit 
Wagenknecht und Schwarzer wä-
ren bereits zwei Drittel erfüllt. Wer 
könnte das Trio vollenden? Hatte 
sich nicht Herr Crupalla öffentlich 
für eine „Übernahme“ von Frau 
Wagenknecht angeboten? Oder 
wie wäre es mit Herrn Höcke? An-
sonsten könnte man Herrn Kalbitz, 
der offenbar keiner Partei mehr 
angehört, ansprechen? Das oft zi-
tierte rechts-links-Hufeisen würde 
sich schließen, es wäre die perfekte 
Sensation. Bliebe lediglich die 
Frage des Parteiprogramms. 

Aber ist das nicht nebensächlich? 
Geht es nicht vielmehr darum, die 
Aufmerksamkeit der Medien zu 
wecken und dicke Schlagzeilen zu 
machen? Egal, dass man die Par-
teienlandschaft weiter beschädigt 
und die Wähler zunehmend in die 
Irre führt? B. Thonn

Russlands Gesicht
Erodiert die Gesellschaft? 
Immer wieder hört man die Propa-
ganda über die Situation der Ukra-
ine. Muss sie untergehen? Und wie 
will Russland diesen Krieg dauer-
haft finanzieren? Die Kriegskosten 
werden steigen, was die Haushalts-
ausgaben dramatisch in die Höhe 
treiben wird. Dies wird für Unruhe 
in der russischen Bevölkerung sor-
gen, wenn eine Umstellung auf ei-
ne Kriegswirtschaft mit Budget-
kürzungen im Bildungs- oder So-
zialbereich käme. Bisher ist es dem 
Kreml gelungen, Wohlstandsver-
luste als Folge der Aggression des 
Westens umzudeuten. In der Pro-
paganda des Kreml ist Russland 
das unschuldige Opfer mächtiger 
westlicher Akteure. Dieses Narra-
tiv appelliert an die Stärke des rus-
sischen Individuums, dem feindli-
chen westlichen Druck standzuhal-
ten. Gleichzeitig weitete der russi-
sche Staat die Ausgaben im sozia-
len Bereich im Jahr 2022 deutlich
aus, zum Beispiel indem die Ren-
ten und der Mindestlohn stark er-
höht wurden. Die Meinungsfreiheit 
in Russland wurde mit dem Beginn 
des Krieges in der Ukraine de facto 
abgeschafft. Im Index der Presse-
freiheit von Reporter ohne Grenzen 
rangiert Russland auf Platz 155. 
Acht Tage nach Kriegsbeginn 
wurde ein Gesetz erlassen, das für 
Kritik am russischen Militär Geld-
bußen und Haftstrafen von bis zu 
15 Jahren androht. Unabhängige 
Medien wurden verboten oder als 
„ausländische Agenten” eingestuft. 
Ebenso erging es zahlreichen zivil-
gesellschaftlichen Organisationen 
wie dem Meinungsforschungsinsti-
tut Levada-Zentrum, dem Moskau-
er Sacharow-Zentrum oder der 
Helsinki-Gruppe, der ältesten rus-
sischen Menschenrechtsorganisati-
on. Oppositionelle und kreml- kri-
tische Industrielle verschwanden, 
wurden unter fadenscheinigen Be-
gründungen verhaftet oder stürzten 
auf mysteriöse Weise aus Fenstern 
in den Tod. Selbst einfache Bürger, 
die sich kritisch äußern, werden 
angegriffen, eingeschüchtert oder 
öffentlich angeprangert. Immer 
mehr intelligente russische Bürger 
verlassen das Land, und Männer 
entziehen sich dem Kriegsdienst.

LoPa (gekürzt aus Platzgründen)
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Ein eisiges, herzloses Land voller Tricks und Hinterhältigkeiten
Warum die Literatur zur Zeitgeschichte – besonders die der DDR – so lesenswert sein kann
Dieter Drescher: Eisige Zone –
meine seltsame Karriere als „ex-
tremer“ Staatsfeind. Berlin 2023

Im Jahre 2021 nahm ich die Gele-
genheit wahr, ein Manuskript zu 
lesen, das mich sogleich elektri-
sierte. Selten hatte ich bis dahin 
etwas derart Anschauliches gele-
sen, wie in einem DDR-Menschen 
langsam aber sicher Zweifel an ei-
nem alles beherrschenden Dogma, 
Sozialismus genannt, nagen kön-
nen. Bis zum Entschluss zur 
Flucht aus dem System. 

„Eisige Zone“ sollte das Werk 
heißen. Angefüllt mit Erlebnissen, 
Beobachtungen und Ereignissen 
aus zwei Diktaturen – vom 
Kriegsende über die SBZ bis zur 
DDR. Es wäre sicher wert, daraus 
ein gedrucktes Buch zu machen, 
fand ich. Frau Margarita Stein, 
Leiterin des Osteuropa Zentrum 
Berlin-Verlages (OEZ B), interes-
sierte sich nicht nur für das viel-
schichtige Buch-Projekt, sondern 
entschloss sich auch, „Eisige Zo-
ne“ in ihr Verlagsprogramm auf-
zunehmen. OEZ B hat sich seit 
2007 als Plattform zu Themen der 
Zeitgeschichte und Politik in den 
Staaten Ost- und Südosteuropas 
sowie zur deutschen Nachkriegs-
geschichte einen Namen gemacht.

Jetzt liegt das Buch voller le-
bensnaher Geschichten erfreuli-
cherweise vor. 600 Seiten stark. 
Doch wer vermutet, der Lesestoff 
reiche vielleicht für einige ent-
spannende Leseabende, sieht sich 
getäuscht. Denn das Buch hält 
teilweise Geschichten bereit, das 
man neuhochdeutsch als hardcore
bezeichnen kann. Da ist ent-
schleunigtes Lesen ratsam.

Schon die ersten fünf Geschich-
ten haben es in sich: Sie sind ein-
fach haarsträubend. Wer ver-
nimmt, wie die zwei kleinen Kin-
der des Ehepaares, das gerade ver-
haftet wird, im wahrsten Sinne aus 
den Armen der Mutter gerissen 
werden, kann nur mit Empörung 
reagieren. Doch hat der Autor an 
dieser Stelle listigerweise eine 
„Emotionsbremse“ eingebaut: Er 
eröffnet einen zweiten Erzähl-
strang, mit dem die persönliche 

Entwicklung des Protagonisten in 
einer Reihe immer neuer Storys 
begleitet wird. Vom Aufwachsen 
in der erzgebirgischen Provinz 
über die Leiden der Nachkriegs-
zeit bis zum Erwachsenwerden mit 
Familie und Beruf. Im ständigen 
Wechsel zu diesem familiär be-
stimmten Erzählstrang wird die 
erste, mit der Verhaftung oben an-
gedeutete Geschichte fortgesetzt: 

L e s e
=

Z e i t
Bücher in der Fg

Der Leser findet sich mitten in der 
Stasi-Untersuchungshaft (Berlin-
Hohenschönhausen) wieder: Diese 
ist „toxisches Gebiet“. Hier ent-
scheiden die Vernehmer mit ihren 
Fragetricks, falschen Verspre-
chungen und Täuschungen, wie 
hoch das Urteil des Ehepaars, das 
sich eigentlich nur wegen versuch-
ter Flucht zu verantworten hat, ge-
trieben werden kann.

Und sie geben sich alle Mühe. 
Dass die Beschuldigten ihre 
Fluchtabsichten zugeben – das 
reicht den MfS-Bütteln nicht für 
einen „umfassenden Geständnis-
Erfolg“. Da muss mehr heraus ge-
kitzelt werden: Spionage etwa, 

Sabotage, staatsfeindliche Hetze, 
Verbindungsaufnahme zu antiso-
zialistischen Organisationen und 
Menschenhändlerbanden. Immer 
neue Verdächtigungen und Auf-
forderungen zu gestehen, prasseln 
auf das Ehepaar, speziell den Au-
tor, nieder. Dazu, und das ist aus 
Sicht der Stasi das Schlimmste, 
bekennen sich beide unbeirrt zu 
einem freien, selbstbestimmten 
Leben, jenseits aller Zwänge, die 
beide aus der DDR zur Genüge 
kennen. Nichts aber kann dem 
Paar „angehängt“ werden. Statt-
dessen sinnt das das Vernehmerte-
am auf Rache und stempelt spezi-
ell den Autor zu einem Schädling, 
der als „ideologisch extrem feind-
lich“ zu betrachten und zu behan-
deln ist. Das eröffnet genug Straf-
zumessungs-Raum für den Rich-
ter. Davon erfährt der Protagonist 
keine Silbe. Erst die Gauck-Akten 
klären auf. Was sie nicht erklären, 
sind die rätselhaften Vorgänge um 
die eingangs genannten, geraubten 
Kinder. Sie lasten über der gesam-
ten mehrjährigen Haftzeit und lö-
sen sich auch mit dem Freikauf 
der Eltern nicht auf. Die verant-
wortliche Stasi hält die anfangs 
zugesagte Übergabe an die Eltern 
in ständiger Schwebe. Kinder-
heim, Zwangsadoption, Pflege bei 
Pflegeeltern, mögliche erneute 
Wegnahme – viel Unentschiede-
nes strapaziert die Nerven aller 
Beteiligten. Als eine Übergabe 
nach einem halben Jahr Wartens 
plötzlich möglich wird und er 
pünktlich an der Staatsgrenze be-
reitsteht, überkommt den Autor in 
jenen Minuten eine furchtbare 
Ahnung: Alles Bluff! Spontan zer-
schlägt der Autor den gordischen 
Knoten – entgegen allen Regeln 
und Vorschriften.

Diese und viele andere spannen-
de (auch aus der Haftanstalt Cott-
bus) Geschichten zu lesen, finde 
ich auch jetzt noch, nachdem ich 
den „Wälzer“ zum zweiten Mal in 
die Hand genommen habe, für je-
den, dem geschichtliche Wahrheit 
etwas bedeutet, als wertvoll.

Es war nicht alles schlecht in der 
DDR? Stimmt. Aber auch nicht
gut.                    Bernd Lippmann
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Von dem Staat, der seine Bürger selbst zu Feinden machte 
Der Roman eines Lebens in Details und Bezügen zu einer befremdenden Gesellschaft
Jürgen Ritzschke: W. H. und die ro-
ten Teufel. Ein Tatsachenroman. 
Aachen 2022, 430 S., 20 Euro

Das Buch, um das es hier geht, 
musste gut ein Jahr warten, ehe es 
nun in die Freiheitsglocke darf. 
Diese Wartezeit hat sowohl mit der 
Thematik wie auch mit dem Um-
fang zu tun. Der Autor breitet auf 
etwa 400 Seiten ein persönliches 
Schicksal aus, das eng verbunden 
mit den gesellschaftlichen Verhält-
nissen der DDR ist und unwissent-
lich für den Handlungshelden 
durch die in jener Gesellschaft 
herrschenden dunklen Mächte be-
stimmt wird. Dabei ist die Wahl 
des Begriffs dunkle Mächte zutref-
fend wie selten, zumal es für dun-
kel keine Steigerung gibt.

Was geht also in dem Buch vor? 
Jürgen Ritzschke als Autor schil-
dert das Leben eines späten Freun-
des mit Namen Werner Hänsgen. 
Er tut das mit erstaunlicher Nähe, 
auf dass man immer wieder zu 
glauben versucht ist, beide seien 
identisch. Dies mag jedoch dahin-
gestellt bleiben. Was zählt, ist die 
Beschreibung eines Staates (und
deren Menschen), der gerade im 
Nachhinein – vor allem nach Ein-
sicht der MfS-Akten – unwirklich 
und eigentlich unmöglich anmutet.
Es sei denn, man selbst hat die Er-
fahrungen SBZ und DDR gemacht, 
so wie es bei Werner Hänsgen ge-
schehen ist. Hänsgen, der bereits 
als Kind ein guter Beobachter sei-
ner Umgebung ist, der Fragen
stellt, aber auch vieles als gegeben 
hinnimmt, durchläuft die Phasen, 
die das Wesen und die Erschei-
nungsformen jener DDR prägen. 
Er ist zudem geschickt, lernfähig 
und weiß seine Fähigkeiten be-
wusst zum eigenen Vorteil einzu-
setzen. Er hätte in der DDR ein lo-
yaler, unauffälliger, erfolgreicher, 
vor allem nützlicher Bürger wer-
den können. Dass er es nicht wur-
de, hat er nicht mal sich selbst zu-
zuschreiben, sondern dem System, 
das ihn blind und in seiner typi-
schen Art kategorisch abstieß. 

Nun der Reihe nach. Hänsgen 
wird noch während des Zweiten 
Weltkrieges geboren, seine Wahr-
nehmungen beginnen in der Vor-
gründungszeit der DDR. Ihn 

umgibt in der nicht näher bezeich-
neten Kleinstadt zunächst eine ge-
wisse soziale Gleichheit der Men-
schen. Er erfährt von Schiebern,
von Staatsfeinden, von familiären 
Vorgängen und Verwandten, von 
Nachbarn, ohne sie sich nach der 
Logik der Erwachsenen zu er-
schließen. Er tritt ein ins Schulle-
ben und lernt nach und nach die 
politischen Zwänge und die Gren-
zen des Handelns kennen. Es sind
gute (teils sehr gute) Beschreibun-
gen, die diese damalige Gesell-
schaft besser erklären und beleuch-
ten, als es die vermeintlich großen,
die verwöhnten Autorinnen und 
Autoren sozialistischer Prägung ta-
ten. Bis in die Zeit, da dieses Buch 
entstanden ist, halten die präzisen 
Bilder an, werden auch die Sicht 
und die kindliche Logik nicht ver-
ändert. Selbst als der Vater den 
Sohn wegen eines lächerlichen De-
likts vorsätzlich mit dem Gürtel 
züchtigt, widerspricht der nunmehr 
aufgeklärte Erwachsene nicht. 

Dem Leser kommt die Detailver-
sessenheit zugute. Da ist einem 
durchaus manche Erinnerung ver-
schüttet gewesen, die der Autor 
aufdeckt, wenn auch mit dem Fort-
gang der Schilderung durch die 
Vielzahl von Namen und Einzel-
heiten das Rückblättern zuweilen 
erforderlich ist. Die Eckpunkte je-
doch bleiben sichtbar. Ein solcher 
ist der Eintritt des bis dahin kaum 
politische in Erscheinung getrete-
nen Vaters in die SED, wo die 
Mutter dem erstaunten Sohn un-
missverständlich erklärt, der Vater 
habe dies nur getan, um dem Sohn 
die Delegierung auf die Erweiterte 
Oberschule zu ermöglichen. 

Ein markanter Schritt in der be-
ruflichen Entwicklung Hänsgens
ist dann die Entscheidung, zum 
Wachregiment in Berlin zu gehen,
um sich später ein ansonsten 
schwer erreichbares Jurastudium 
zu ermöglichen. Zum Abschluss 
der vier Dienstjahre kommt es 
nicht. Lange vor deren Ablauf gibt 
Hänsgen verzweifelt und machtlos 
auf. Er wurde bespitzelt, und das 
noch nicht mal im üblichen Sinn, 
sondern es gibt in seiner unmittel-
baren Umgebung einen gleichran-
gigen Soldaten, der Hängen 

schlicht nicht mag. Er ist ein IM 
und erfindet in seinen zahlreichen 
Berichten die abstrusesten Lügen, 
in denen er Hänsgen in krankhafter 
Besessenheit als staatsfeindliches 
und moralisch verworfenes Ele-
ment darstellt. Hänsgen weiß von 
all dem nichts. Dass er im Dienst 
benachteiligt und immer weiter 
vom regulären Ablauf abgedrängt 
und ausgeschlossen wird, kann er 
sich nicht erklären. Er sieht ir-
gendwann keine andere Lösung, 
als aus dem Trupp des Wachbatail-
lons auszuscheiden und seine be-
rufliche Laufbahn im zivilen Sek-
tor fortzusetzen. 

Wem er den Bruch in seinem Le-
ben zu verdanken hat, kann er erst 
nach dem Mauerfall aus den Stasi-
Akten erfahren. Er hat in den nach-
folgenden DDR-Jahren weitere 
Spitzeleien zu beklagen, und selbst 
als er – nach dem Freikauf aus der 
Cottbuser Haft – in den Westen 
ausgereist ist, stellt ihm das Organ 
Stasi immer noch nach. 

Am Ende bleibt die Frage, ist W. 
H. der tragische Held, der durch 
die Missgunst anderer Menschen 
in das falsche Leben gedrängt 
wurde? Er selbst scheint sich oft 
genug als ein solcher zu sehen.
Aber sollte er sich nicht besser 
glücklich schätzen, auf nieder-
trächtige Art gemobbt worden zu 
sein? Immerhin hat sich Hänsgen 
nach der Übersiedlung ein Leben 
in Freiheit und Wohlstand einge-
richtet. Mag sein, es gab Kompli-
kationen und Misserfolge, unterm 
Strich muss aber die Frage erlaubt 
sein: Wäre aus ihm ohne diesen 
üblen Denunzianten im Wachre-
giment nicht ein verbohrter, übler
Kommunist, im schlimmsten Fall 
ein Stasi-Mann, geworden?

Das Spekulieren ist müßig. Das 
Buch von Jürgen Rizschke enthält 
viele weitere Details, es stellt Fra-
gen, beantwortet sie und verleitet 
den Leser unverhofft zum Mitfüh-
len. Es ist zudem mit eigener Ly-
rik, mit Bibel- und Literaturzitaten
und sogar mit DDR-Witzen berei-
chert und empfiehlt im Anhang per 
Rezept auch noch einige Lieb-
lingsgerichte des Autors.

Man sollte also nicht nur Appetit 
zum Lesen bekommen. ARK
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Habe ein großes Inte-
resse an Geschichte 
Vergangenheit und Gegenwart
von Herbert Kühn, VOS Essen
In dem Artikel zu meinem 80. Ge-
burtstag (Freiheitsglocke 835)
wurde mein Geburtstort von Ber-
lin-Schöneberg ins Ruhrgebiet ver-
legt. Ich war jedoch (vermutlich) 
aus familiären Gründen am 4. De-
zember 1957 zu meinem Vater 
nach Essen gezogen. Dies als klei-
ne Anmerkung. 

Ich nenne mich übrigens selbst 
Hobby-Historiker. So habe ich un-
ter anderem über den ersten Minis-
ter für Staatssicherheit der DDR
Wilhelm Zaisser recherchiert und
die Ergebnisse der WAZ übermit-
telt. Dort wurde ein ausführlicher 
Artikel veröffentlicht (Ausgabe 
vom 31. Dezember 2010), in dem 
zugleich ein geschichtlicher Abriss 
über die Entstehung des Ministeri-
ums für Staatssicherheit und den 
Aufstieg Zaisser gegeben wurde. 
Leider wurde in dem Beitrag nicht 
erwähnt, dass die Unterlagen im 
Archiv des Hauses der Geschichte 
in Essen lagerten. 

Aus geschichtlicher Sicht interes-
sant dürfte auch ein Brief von am-
nesty international sein, der vom 
22. April 1975 stammt. Hier heißt 
es: „Lieber Herbert, Milan und ich 
waren erfreut, deine Bekanntschaft 
zu machen und wir möchten dir für 
deine Mühe danken, uns einen Be-
such abzustatten, wodurch doch 
viel Zeit von deiner Erholungsreise 
geraubt wurde. Für mich waren un-
sere Gespräche jedoch von großem 
Interesse und sehr lehrreich. Ich 
hoffe auch, dass Deine Bemühun-
gen um Hans Möhring nicht ohne 
Erfolg bleiben werden und dass du 
bald vom Foreigne office Bescheid 
bekommst, ob der Fall von London 
aus in irgendeiner Weise gelöst 
werden kann. … Ich hoffe, dass Du 
Dich allmählich von den Nachwir-
kungen Deiner langen Inhaftierung 
erholst und wünsche dir alles Gute 
für die Zukunft.   Erika“

Der hier genannte Hans Möhring 
war ein Top-Ingenieur und wurde,
nachdem der SPIEGEL auf unsere 
Initiative über ihn geschrieben hat-
te, 1976 für etwa 500.000 DM von 
der Bundesregierung freigekauft. 

Herbert Kühn

Einiges wäre hier
noch nachzutragen 
In der vorigen Fg-Ausgabe veröf-
fentlichten wir mehrere Beiträge, 
zu denen Kamerad Gerhard Milde 
aus Sachsen-Anhalt später aus-
führliche Ergänzungen gab. Es 
geht um Argentinien und das 
Kampflied „Auf, auf zum Kampf“. 
Argentinien gehörte ursprünglich 
zum spanischen Kolonialreich und 
dort zu dem 1772 gegründeten Vi-
zekönigreich Rio de la Plata, wel-
ches kein Staat, sondern eine Ko-
lonie war. Erst nach der Unabhän-
gigkeit kam der Name Argentinien 
auf. (Der Name Argentinien wurde 
durch die in diesem Land vermute-
ten großen Silbervorkommen ge-
prägt. Argentum bedeutet Silber –
d. Red.) Erst nach 1862 war Ar-
gentinien endgültig geeint. 

Auf Seite 8 werden zwei Stro-
phen des Liedes „Auf, auf zum 
Kampf“ vorgestellt. Das kurz vor 
der Wende vom 19. zum 20. Jahr-
hundert entstandene „vaterländi-
sche Militärlied“ kann als eine Art 
Kaiserhymne bezeichnet werden.
… Nach der Revolution von 1918 
wurde das Lied von den Linken, 
insbesondere der KPD in der ent-
sprechenden umformulierten Wei-
se gesungen. Als dann 1933 die 
Nazis an die Macht kamen, wurde 
das Lied nicht etwa verboten, son-
dern nur leicht modifiziert. Nun-
mehr wurde dem Adolf Hitler ge-
schworen und seine Hand gehalten. 
Der Grund war, dass eine nicht un-
erhebliche Zahl von Kommunisten 
zur NSDAP und der SA überliefen 
und ihnen einige Eigenheiten be-
ließ. Hitler mochte das Lied wegen 
seiner Geschichte nicht, und es 
wurde deshalb auch nur selten be-
nutzt. Nach dem Krieg waren diese 
„Kämpfer“ wieder brave KPD-
bzw. SED-Genossen.
Anm.: Der Redakteur dankt aus-
drücklich für die Informationen, 
die aus Platzgründen nur zum Teil 
abgedruckt werden konnten. Zur 
Erklärung sei angefügt, dass es in 
Ausgabe 843/4 um Diktaturen und 
ihre Erscheinungsformen ging. Bei 
dem Lied „Auf, auf zum Kampf“ 
sollte aufgezeigt werden, wie die-
ses in der DDR zur ideologischen 
Früherziehung von Kindern miss-
braucht wurde.   ARK

Einer der letzten SED-
Oberen ist abgetreten  
Nun ist auch Hans Modrow tot 
Will man all das aufzählen, was 
der jenseits der Oder geborene 
Hans Modrow an Ämtern innehat-
te, würde diese kleine Kolumne 
vermutlich auch bei winziger 
Schrift nicht ausreichen. Ähnlich 
ist es mit der Aufzählung der Ver-
fahren und Untersuchungen, die 
nach dem Fall der Mauer und der 
kurzen Phase der Abrechnung mit 
den hohen Funktionären erfolgt 
sind. Da war von Anstiftung zur 
Wahlfälschung und Falschaussage 
die Rede, und nach mehreren Ge-
richtsverfahren und der Aufhebung 
der Bundestagsimmunität kam ein
Urteil auf Bewährung heraus.

Dass Modrow vier Jahre im Bun-
destag sitzen durfte – damals gab 
es eine PDS – war sicher eine Pro-
vokation für alle, die die SED um 
ihre Freiheit, das bisschen Wohl-
stand und um die Gesundheit ge-
bracht hat. Aber so war das im de-
mokratischen Westen: Samthand-
schuhe und Milde, nicht nur bei
hohen SED-Mitglieder, während 
man auf den Opfern herum hackt
und sie mit Almosen abzuspeisen 
versucht. Bis heute hat sich jener
Wesenszug der Justiz erhalten, es 
werden Entscheidungen gefällt, die 
viele nicht verstehen.

Zurück zu Modrow. Er galt in der 
DDR (aus Sicht der westlichen 
Medien) als umgänglich, offen und 
moderat. Nun, eine solche Charak-
terzuschreibung war damals leicht 
zu gewinnen, betrachtet man die 
übrigen unbelehrbaren Betonköpfe 
und Radikalisten, die Scharfma-
cher und Leugner, die kleinen und 
die größeren Wegschauer und Mit-
läufer. Und so gesehen hatte man 
mit Modrow gar einen, der ehrlich 
wirkte und an den Sozialismus 
glaubte, wiewohl er eigentlich die 
Augen vor der Wirklichkeit nicht 
hätte verschlossen halten können. 

Es ist auf eine besondere Art 
schade, dass Modrow tot ist. Viele
SED-Opfer hätten ihm gewünscht, 
er möge bei der nächsten Bundes-
tagswahl den weiteren Absturz sei-
ner Linken miterleben. Denn keine 
Strafe ist größer, als zu sehen, dass 
das, wofür man gelebt hat, nichts 
wert war. Igor Gerd Lesnikow
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Wir trauern um

Erhard Schmidt Bezirksgruppe Eisleben
Ernst Levin Bezirksgruppe Magdeburg
Maximilian Meurer Bezirksgruppe Saarland
Ingeborg Linke Bezirksgruppe Rhein-Ruhr
Günter Hoffmann Bezirksgruppe Reichenbach-Vgtl.
Helmut Kirchhoff Bezirksgruppe Magdeburg
Werner Gropp Bezirksgruppe Harz

Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren 

Trotz großer Bedeutung: Gesundheit hat immer Vorrang
Gerd Franke von der Landes- und Bezirksgruppe Hessen-Rheinland-Pfalz muss Gedenkveranstal-
tung zum 17. Juni absagen. Nächster Termin: 13. August 2023 – Tag des Mauerbaus
Liebe Kameradinnen, 
liebe Kameraden,
mit der Hoffnung, dass ihr alle den 
Winter und die Unbilden der Poli-
tik in unserem Land und in Europa 
heil überstanden habt, ist es nun 
umso wichtiger, zusammenzu-
stehen und unseren Platz in der 
Gesellschaft zu behaupten. Die 
letzten Jahre waren für uns Opfer 
der kommunistischen Gewaltherr-
schaft nicht leicht. Das, was wir 
erwartet haben, ist nicht eingetre-
ten, das Kommende ist vage und 
muss von uns weiter zielstrebig 
vertreten werden.

Viele unserer Verbandsmitglie-
der sehen keinen klaren Kurs in 
der Regierungspolitik. Vor allem
sehen wir nicht, dass unser immen-
ser Beitrag zur Wiedervereinigung 
in der Zeit von 1945 bis 1989 
durch mehr als nur salbungsvolle 
Worte gewürdigt wird. Das ist bit-
ter und schmerzt uns alle.

Der Gedenktag 17. Juni, auf den 
wir nun geradewegs zusteuern, ist 
eine der letzten Möglichkeiten, uns 
vor und mit den höheren Politikern 
zu zeigen. Man soll sehen, dass wir 
noch da sind, und man soll nicht 
nur um Tote trauern und Ge-
schichtsereignisse anmahnen, son-
dern man soll handeln. Man soll 
auch begreifen, dass es ohne unse-
ren Widerstand und die Opferbe-
reitschaft vielleicht kein gesamt-
deutsches Gedenken geben würde 
und wir stattdessen das russische 

Militär bei uns im Land hätten. Ei-
gentlich wäre es folgerichtig, dass 
unsere Landesgruppe gerade aus 
dem gegebenen Anlass – dies ist
immerhin der 70. Jahrestag des 
Volksaufstandes – in diesem Jahr 
eine größere Veranstaltung aus-
richtet. Dies ist leider nicht mög-
lich, da ich selbst als ansonsten zu-
ständiger Organisator von einer
baldigen Operation betroffen bin 
und es unklar ist, wann ich wieder 
einsatzfähig bin. Deshalb halte ich 
es für sinnvoller, langfristig zu 
planen und in Übereinstimmung 
mit dem Vorstand am 13. August 
2023 – dies ist der 62. Jahrestag 
des Mauerbaus – eine Gedenkfeier 
auszurichten. 

Ich bitte alle, sich diesen Termin 
schon jetzt zu notieren. Was das 
Gedenken an den Volksaufstand 
vom Juni 1953 angeht, so wäre 
meine Bitte, dass sich die einzel-
nen Mitglieder an Gedenkfeiern in 
anderen Kommunen anschließen 
oder zwecks Teilnahme Verbin-
dung mit VOS-Gruppen anderer 
Bundesländer Kontakt aufnehmen. 
Denkbar wären Düsseldorf oder 
Düren, die nicht so weit entfernt 
liegen. 

Abschließend möchte ich einen 
organisatorischen Hinweis geben. 
Er betrifft die Porto-Kosten für die 
Rundschreiben, die ich zur Infor-
mation an euch versende. Ich 
möchte alle, die eine Email-
Adresse haben, bitten, die Ver-

sandart auf diesem Weg zu akzep-
tieren. Wer keine Mail-Adresse 
hat, bekommt die Nachrichten na-
türlich weiter per Post.  

Mit kameradschaftlichen Grüßen
Euer Gerd Franke, Hessen

Lieber Gerd, danke für deinen 
unermüdlichen Einsatz. Wir alle 
wünschen dir, dass du deine 
Operation gut überstehst und 
bald wieder mit uns an vorderster 
Stelle stehst. Wir brauchen dich.

Hugo Diederich, ARK

Gedenkfeier in 
Chemnitz geplant 
Einladung folgt noch 
Traditionell findet in Chemnitz 
auch in diesem Jahr eine Gedenk-
feier zum Volksaufstand vom Juni 
1953 statt. 

Da die genauen Daten (Teilneh-
mende, Abläufe) bei Redaktions-
schluss dieser Ausgabe noch nicht 
feststanden, wird hiermit auf die 
nächste Freiheitsglocke (Mai/ Juni)
verwiesen bzw. besteht die Mög-
lichkeit, sich bei unserem zuver-
lässigen Organisator Holker Thier-
feld zu informieren. Telefonnum-
mer und Mail-Adresse dürften be-
kannt sein, können jedoch auch in 
der Bundesgeschäftsstelle der VOS 
abgefragt werden.

Der Beginn ist, so viel steht fest, 
wie üblich um 11 Uhr. 

Fg / B. Thonn / HD 



17. Juni – Termine

NRW: Gedenken am Mau-
ersegment in Düsseldorf
Zeitzeugengespräch geplant
Am bzw. im Düsseldorfer Gebäude des 
NRW-Landtags wird bereits – so die
bisherigen Informationen – am 16. Juni
in der Zeit von 15.00 bis 18.00 Uhr ein 
Empfang für die SED- Opferverbände 
durch den Landtagspräsidenten statt-
finden. Zuvor sind die Gäste zu einer 
Führung durch den Landtag eingela-
den. Einer der Kernpunkte der Ge-
denkveranstaltung soll das Zeitzeugen-
gespräch mit einem oder mehreren Be-
troffenen sein, darunter Peter Hippe, 
der als Zehnjähriger noch bewusst Ein-
drücke an die aufregenden Tage im Ju-
ni 1953 sammeln konnte. Die Veran-
staltung wird durch den Beauftragten
der Landesregierung für die Belange 
von deutschen Heimatvertriebenen, 
Aussiedlern und Spätaussiedlern im 
Ministerium f. Kultur u. Wissenschaft
NRW Heiko Hendriks organisiert. Die
Offizielle Bestätigung stand bei Redak-
tionsschluss noch aus. (Fg)

Gedenken in Düren/NRW
Am 17. Juni wird um 11.00 Uhr eine Gedenkstunde
mit Kranzniederlegung am Gedenkstein am Rur-
talgymnasium in Düren stattfinden. Peter Hippe von 
der VOS, der in der Stadt viel für die Aufarbeitung 
tut, übernimmt die Organisation und führt die Vor-
gespräche mit dem Bürgermeister sowie den einge-
ladenen Schulen. Erwartet werden mehrere Schul-
klassen der vier Gymnasien sowie die Abgeordne-
ten des Stadtparlaments. (Fg)

Für Interessierte:
Jeden ersten Mittwoch im Monat findet im Sta-
si-Unterlagen-Archiv in 17033 Neubrandenburg, 
Neustrelitzer Straße 120, eine Führung statt. 

Der Tag jährt sich zum 70. Mal
Berlin: Aufruf zum Gedenken an den 

Volksaufstand vom 17. Juni 1953
Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, auch in die-
sem Jahr wollen wir wieder des Volksaufstandes vom 
17. Juni 1953 gedenken. Der Tag jährt sich zum 70. 
mal. Am Sonnabend, dem

17. Juni 2023 um 09.30 Uhr
findet die Gedenkveranstaltung der Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus e.V. mit dem Bezirksamt Ber-
lin Charlottenburg-Wilmersdorf, am Steinplatz in 
Berlin statt. Wir alle sind aufgerufen, am 70. Jahres-
tag die Opfer des Volksaufstandes zu ehren. Gerade 
in einer Zeit, wo mitten in Europa Russland ein de-
mokratisches Land überfallen hat. Der Veranstalter 
ist die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V.

Hugo Diederich, Bundesvorsitzender

VEREINIGUNG DER OPFER 
DES STALINISMUS e.V. (VOS)
Uhlandstraße 120, 10 717 Berlin
PVSt Deutsche Post, Entgelt bezahlt, G 20 666
„Freiheitsglocke“, herausgegeben von der Vereinigung der Opfer des Stali-
nismus e.V. - Gemeinschaft von Verfolgten und Gegnern des Kommunismus -
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